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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Bofl- 
Unſtalten Befteflungen auf die Zeitung, weiche Senntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tatzen zweimal erſcheint. 


Nr. 120. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
9. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


24. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 10. März. 

10 Uhr. Am Miniſtertiſch Graf zu Eulenburg, Falk, Miniſterialdirector 
— 47 Rätbe Knerk, Dahrenftädt, Lucanus und zahlreiche andere Com: 
miſſarien. 

Von dem Minifter des Innern iſt dem Haufe der Entwurf einer Städte: 
ordnung für den Geltungsbereich der Kreisordnung zugegangen. — Abge⸗ 
ordnetet Freiherr b. Heeremann bat eine Interpellation eingebracht über 
das Verfahren der Regierung und des Oberpräſtdiums zu Münſter, bab 
lich der Benutzung der von den Kapuzinern und Franziscanern innegehabten 
Gebäude. — Eine andere Interpellation des Abgeordneten Lyskowski bat 
die Auflöſung von Volksverſammlungen wegen Anwendung, der polniſchen 
Sprache zum Gegenstande. — Die Commiſſion für das Geſetz über die 

ermögensverwaltung der katboliſchen Diöceſen bat ih, wie 
folgt, conſtituirt: v. Sybel (Vorſitender), Petri (Stellvertreter), Haucke und 
Werner (Schriftfübrer). Die Commiſſion für die Vorlage über die Ge⸗ 
ſchaftsſprache der Beböiſden c. bat als ihren Vorſtand gewählt: Lö⸗ 
wenſtein (Vorſitzender), Lutteroth (Stellvertreter), Nolte und Elgnowski 
(Schriftführer). en 

Das Haus tritt in die Berathung des Etats des Miniſteriums der 
geiſtlichen Aagelegenheten. j : 

Zu Tit. 4 der Einnahmen (Cultus uud Unterricht gemein: 
ſa m) nimmt das Wort. 5 . 

Abg. Eberty: Das Haus hat bereits dreimal auf meinen Antrag be⸗ 
ſchloſſen, die Regierung auf ufordern, die Stifter Merſeburg, Naumburg und 
Zeitz dahin zu veformiren, 1) daß keine neue Anwartſchaft ertheilt und Nie: 
mand in den Beſiß einer Stelle geſetzt werde, 2) daß die Einkünfte der ge⸗ 
nannten Stiſter fortan ausſchließlich zu kirchlichen und Untertichtszwecken 
verwendet werden, — und in Conſequenz dieſer Beſchlüſſe ſogann im vorigen 
Jahre den ferneren Beſchluß gefaßt, die Regierung aufzufordern, die Etats 
der genannten Domcapitel für das Jahr 1875 insbeſondere den Nachweis 
der Pfründeninhaber und der Veränderung in der Zahl derſelben ſeit dem 

ahre 1866 dem Landtage noch in dieſer Seſſion vorzulegen. Der Abg. 

chumann bat in derſelben Sitzung den Antrag noch in Bezug auf das 
Domcapitel und Domſtift Brandenburg ſpecialiſirt. Auch ſein Antrag wurde 
vom Hauſe angenommen. Auf meine neuerdings an die . gerich⸗ 
tete Anfrage, in wie weit fie jenen Beſchlüſſen genügt, erfolgt die Antwort, 
daß ſie gerade jetzt mit der Reorganiſation der ſächſiſchen Domſtifte beſchaf⸗ 
tigt ſei, und daß fie jedenfalls noch im Laufe dieſet Seifion dem Abgeord⸗ 
nerenhaufe Mittheilungen über dieſe Angelegenheit zu machen im Stande 
ſein werde. Ich nehme von dieſer Zuſage Act. Nachdem die Mittheilungen 
erfolgt ſein werden, wird das Haus in der Lage ſein, 5 prüfen, in weit 
feine Beſchluſſe zur Ausführung gebracht worden find. Nicht befriedigend 
lautet die Antwort in Beziehung auf das Brandenburger Domcapitel, doch 
will ich die Exwiederun hieran! dem Vertreter Brandenburgs überlaſſen. 

Abg. Schumann: Wie der Abg. Eberty ſoeben anführte, bat das hohe 
Haus im vorigen Jahre an dieſer Stelle den Beſchluß gefaßt, die Regierung 
aufzufordern, die Aufhebung des Domſtifts Brandenburg herbeizuführen und 
die reichen Mittel deſſelben für Kirchen und Schulzwecke zu verwenden. Daß 
früheres Kirchengut nur zu Sinecuren verwandt wird, während die Staats⸗ 
taſſe alljährlich für Kirchenzwecke mehr belaſtet wird, kann heute weder im 
Haufe, noch ſonſt im Lande eine Vertheidigung finden und ſelbſt diejenigen, 
welche im borigen Jahre gegen meinen Antrag ſtimmten, haben dieſen Zu: 
ſtaud nicht zu rechtfertigen gewagt. Geſtern iſt uns nun auf unſeren vor⸗ 
jährigen Beſchluß geantwortet worden, daß die ſächſiſchen Stifter zwar be⸗ 
ſeitigt, das Brandenburger Stift aber conſervirt werden ſoll, und dieſer 
Antwort kann ich noch die Mittheilung hinzufügen, daß bereits ein neuer 
Domherr von Brandenburg wieder ernannt iſt (Hört! links), das tft der 
Herr von Quaſt, der bekannte Conſervatox der Alterthümer. (Große Heiter⸗ 
keit) Ob es nun gerade dieſe letztere Eigenſchaft des Herrn geweſen iſt 
Heiterkeit), die ihn als eine ſchäßenswerthe Acquifition für das bedrohte 

omſtift erſcheinen ließ, kann ich nicht jagen; aber ich tröjte mich damit, daß 
ſchon manche mittelalterlichen Reſte trotz des Conſervators brfeifigt worden 
find. (Sehr wahr! links.) Wie z. B. die alte Gerichtslaube in Berlin neben 
das neue Rathbaus nicht mehr paßte und daher beſeitigt wurde, jo verlan⸗ 
gen wir auch eine Abſchaffung reſp. zeitgemäße Renovation dieſer für Staat 
und Kirche nicht mehr paſſenden Einrichtung. Man könnte z. B. den evan⸗ 
geliſchen Oberkirchenralh nach dem Domſtift von Brandenburg verlegen und 
durch ge der dortigen Mittel an denſelben die Staatskaſſe um 
dieſen Betrag erheblich erleichtern. Daß übrigens biefe Renovation ſtatuten⸗ 
mäßig durchaus zuläßig wäre, geht aus der Stiftungsurkunde dieſes In; 
ſtituts hervor. Da ge t es: „Im Uebrigen behalten Wir Uns und Unſern 
Nachfolgern in der Regierung ausdrücklich vor, die Organiſation des Dom⸗ 
ſtifts zu Brandenburg durch Erweiterung oder Beſchränkung oder gänzliche 
Aufhebung der gegenwärtig ertheilten Beſtimmung angemeſſenen Abän» 
derungen zu unterwerfen.“ (Hört! Hört!) 

Daß der lirchliche Charakter dieſes Stifts äußerlich noch immer gewahrt 
bleibt, werden Sie aus Art. IX. und X. dieſer Urkunde entnehmen. Dort 
heißt es: „Desgleichen ſoll die herkömmliche Ordenstracht, beſtehend in einem 
damaſtenen Chorrock von bioleiter Farbe für den Domdechanten und von 
ſchwarzer Farbe für die Domherren nebſt einem Barette von beziehungsweiſe 
violettem und rothem Sammet, von den weltlichen Mitglievern des Doms 
capitels bei Einführung eines neuen Dechanten oder Domherrn, ſowie bei 
ſonſtigen feierlichen Gelegenheiten getragen werden können (Heiterkeit); und 
hierauf folgen die bei der Einführung eines neuen Mitgliedes zu beobachten⸗ 
den kirchlichen Ceremonien. Nun entſprechen aber ſolche Kirchliche Feierlich⸗ 
teiten bei einer Körperſchaft, die abſolut weiter keinen Zweck hat, als das 
Geld dieſer Stiflung unter ſich zu theilen, weder der Würde der Kirche noch 
dem fittlihen Gefühl des Volkes. (Sehr wahr!) Darüber hat die Volles 
vertretung bier im Haufe unzweideutig geurtheilt. Ich will dier nicht den 
vorjährigen Antrag wiederholen. 10 zweifle auch nicht, daß in einer ferneren 
Legislaturperiode das Votum des Abgeordnetenhauſes ebenſo ausfallen wird, 
wie im vorigen Jahre; denn dieſe Sache gehört zu denjenigen, die nicht 
eher von der Tagesordnung verſchwinden, als bis ſie im Sinne der Billig: 
keit geregelt ſind. Wenn auch bisher Niemand den & beſtehenden Zuſtand 
des Domſtiſts rechtfertigte, jo hat man doch wahre Schalen des Zornes und 
des Grimmes über mein dateien Haupt ausgegoſſen (Heiterkeit) bezüglich 
einer beilaufigen Bemerkung über die mit dem Domſtifte Brandenburg in 
kewifler Verbindung ſtehende Ritterakademie daſelbſt. Eine Broſchüre, die 
ich nicht nur mit meinen Aeußerungen, ſondern auch mit meiner Perſon 
beſchäftigte, iſt Ihnen im vorigen Jahre zugegangen, wonach mein Geiſt 
don einem Nebel nachgebeteter Phraſen umhüllt fei. (Heiterkeit) Das 0 
Bes eine der liebenswürdigſten Bemerkungen darin. (Heiterkeit.) Wer dieſe 

— 5 geleſen hat, wird zugeben, daß ich darauf ſchlechtervings nicht ant⸗ 
worten k (Bukunmund)) Ich habe damals das Mißverhältniß zwiſchen 


ann. 
den Zöͤglingen i ii j i er 
ae en eines adeligen Alumnats und ihren bürgerlichen Mitſchülern 

0 Ba De ülcheen Programm zählt dieſe Anſtalt 45 adlige Alumnen und 
einen bürger —* babe mir erlaubt, das ein adliges Alumnat zu 
nennen (Heiterkeit) und dieſe auf Standegabfonderung baſirende Jugend: 
erziehung als derwerflich bezeichnet. (Sehr gut!) Ich glaube auch von 
meinen Gegnern berlangen zu können, daß ſie das von mir vertretene pada⸗ 
gogiſche Princip verſtehen, ohne mir gleich Rancüne gegen den Adel oder 
gegen das Lehrerperſonal einer Anſtalt vorzuwerfen. Die Anſtalten und 
die Domſtifter werden mit ſo manchen anderen Reiten feudaler Herrlichkeit 
Abe 10 Be Tang at denn fie haben keinen Raum mehr in der neuen 

eit. eifall links. 

Minister Graf zu Eulenburg: Ich möchte in Bezug auf das Dom: 
ftift Brandenburg bemerken, daß es eine conſtituirte Körperſchaft bildet, die 
ohne Willen Sr. Majeſtät des Königs nicht aufgehoben werden kann. Wenn 
der Vorredner auf einen Paragraphen der Statuten betreffs der Auflösung 
bingewieſen hat, fo findet ſich eine derartige Beſtimmung naturgemäß in 
jedem Statut. Ob Se. Majeſlät auf die Auflöſung eingehen wird, weiß ich 
nicht; ich will mir aber die Bemerkung erlauben, daß auf die innere 


Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Einrichtung des Stifts einzugehen nicht Sache dieſes Hauſes iſt, 
falls es nicht feine Discuſſion an beſtimmte Anträge knüpfen 
will, auf die einzugehen oder nicht einzugehen Sache des Königs und der 
Regierung ſein wird. Was die Ritterakademie zu Brandenburg betrifft, fo 
barg dieſelbe mit dem Domcapitel gar nicht zuſammen. 
5 A ſowie alle übrigen Titel des Einnahme⸗Etats werden 
genehmigt. 
Es folgt der Etat der dauernden Ausgaben (44,700,647 Mark). 
Zu Cap. 114 Seen des Cultusminiſters) bemerkt Abgeordneter 
Windthorſt (Meppen): Es iſt für mich bezeichnend, daß wir die Berathung 
dieſes Elats gerade heute beginnen. Preußen und Deutſchland feiern heuſe 
das Andenken einer edlen belvenmütbigen Fürſtin. Für mich it fie ein 
leuchtendes Beiſpiel, wie man einem Unrecht gegenüber ſich zu ftellen hat, 
und daß man auch im größten Unglück den Muth und das Gottvertrauen 
nicht verlieren ſoll. Ich kann die vorliegende Poſition nicht beanſtanden 
Eine andere Frage aber iſt, ob die Dinge, wie fie heute liegen, foribeſtehen 
können, und das muß ich entſchieden verneinen. Es iſt uns unlängſt die Gene: 
neral⸗Synodal⸗Ordnung vorgelegt worden und der Cultus miniſter empfahl 
fie uns aus politiſchen Rücſichten mit einer deutlichen Hinweiſung auf den 
Culturkampf. Sie haben einſt erklärt, die Aufſtellung des Unfehlbarkeits⸗ 
Dogmas habe etwas in der katholiſchen Kirche geändert. Ich leugne das 
entſchieden; aber wenn dem ſo wäre, fo ift jedenfalls die durch die General⸗ 
Synodalordnung geſchaffene Aenderung der Stellung der evangelischen Kirche 
im Staate, eine ſolche, welche jene angebliche Aenderung der kalholiſchen 
Kirche meilenweit überſteigt. G iderſpruch links.) Dieſen Kernpunkt der 
1 hat bei der Debatte der Abg. Hänel klar und deutlich entwickelt, und 
es iſt ae daß der Cultus miniſter kein Wort der Erwiderung darauf 
batte. Wird die Synodalordnung, woran ich nicht zweifle, vom Hauſe an⸗ 
enommen, ſo iſt es eine unumgängliche e daß für alle anderen 
irchengenoſſenſchaſten außer der Landeskirche, Garantien dafür gegeben 
werden, daß die Unterſtellung der evangeliſchen Landeskirche unter das 
Summepiſkopat nicht zur Bedrückung dieſer Genoſſenſchaften gereiche. Denn 
darüber täuſchen Sie ſich doch nicht, die Unterotdnung der Landebkirche unter 
die Polizeigewalt des Staats mit dem ſchönen Titel Oberaufſicht des Staates“ 
muß nothwendig zur Bildung von zahlreichen Diſſenter⸗Gemeinden, wie ſie 
in England beſtehen, führen, und iſt der Anfang eines Syſtems, wie es in 
Rußland herrſcht, wo dieſe Deſſenters nicht wie in England freie Bewegung 
haben, ſondern mit der Knute in die landes herrliche Kirche bineingetrieben 
werden. Vor dieſem Schicksal aber will ich nicht allein die Katholiken, ſon⸗ 
dern auch die übrigen Kirchengenoſſenſchaften bewahren, und muß deshalb 
für ſie ähnliche Garantien fordern, wie man fie in Sachſen hat geben müſſen, 
als dort das Regentenhaus zur katholiſchen Kirche zurückkehrte. 
Gegenwärtig trägt der Cultusminiſter in Gemeinschaft mit dem Präſi⸗ 
denten des Obetkirchenrathes das Schickſal der evangeliſchen Kirche in ſeiner 
Hand. Das iſt ein ganz unerträglicher Zuſtand, bei deſſen 8 es 
abſolut 4 iſt, daß der Cultusminiſter mit völliger Unparteilichkeit 
den anderen e gegenüber ſich verbalten kann. Kommt 
alſo die Synodal⸗Ordnung zu Stande, jo müſſen wir entſchieden verlangen. 
daß entweder für dieſe Kirchen⸗Genoſſenſchaften ein anderer Cultusminiſter 
aufgeſtellt werde, oder müſſen ihre Angelegenheiten einfach in die Hände des 
uſtizminiſters gelegt werden. Bekanntlich hat für die Katholiken eine ſolche 
darantie beſtanden in der katholiſchen Abtheilung des Miniſteriums (Aha! 
links). Die Aufhebung dieſer Inſtitution, die ein Act der Ungerechligkeit 
war, und die Aufhebung der Artikel 15 und 18 der Verfaſſung ſind die 
Urſache der großen Wirren, die Preußen und Deulſchland zerfleiſchen. (Sehr 
wahr! im Centrum.) Man hat, als die Proteſtanten in Deutſchland durch 
den Ausſchluß Oeſterreichs die Majorität bekamen, nicht etwa daran gedacht, 
verfaſſungsmäßige Garantien zu geben, daß die katholiſche Minorität unter⸗ 
drückt werde, ſondern man iſt geradezu und direct gegen dieſe Minorität ins 
Feuer gegangen. Der dadurch entbrannte Kampf kann nicht eber beendet 
werden, als 15 die bier berührten Probleme in einer gerechten und billigen 
Weiſe gelöſt ſind, Laſſen Sie mich an der Hoffnung feſthalten, daß wir als 
Kinder deſſelben Vaterlandes in Frieden mit einander leben wollen und daher 
eine ſolche Löſung zu finden dringend wünſchen. Dann wird mit dem Frie⸗ 
den auch die innere Stärke Deutſchlands zurückkehren, die jetzt durch dieſen 
traurigen Kampf tief erſchüttert iſt. Sollte ich mich aber für den Augenblick 
noch bierin irren, jo ſage ich mit der Königin Luiſe: Auch im Uuglüd werde 
ich den Muth nicht verlieren. (Beifall im Centrum.) 

Cultusminiſter Falk: Es it mir ſehr einleuchtend, daß der Vorredner 
die Ausführungen des Abg. Hänel für ſich in Anſpruch nimmt, er iſt aber 
völlig im Irrthum, wenn er mich durch die gewiß bedeutungsvolle Rede des 
Abg. Hänel für geſchlagen anſah, weil ich nicht darauf antwortete. Ich 
habe 1 Antwort bereits bei der Interpellation des Abg. Virchow gegeben, 
der im Weſentlichen ganz denſelben Standpunkt einnahm. Ich habe damals 
erklärt und bleibe dabei Heben, daß es ſich bei Schaffung der Generalſyno⸗ 
dalordnung nicht um eine Stärkung des landesherrlichen Kirchenregiments, 


Sonnabend, den II. Mär, 1870. 


m 


anlaßt wurden. Seitdem ſtellte ſich im Ganzen heraus, daß die Agitation, 
welche innerhalb und außerhalb dieſes Hauſes betrieben war, auf einen 
Culminationspunkt angelangt ſei, über den hinaus man nicht mehr kommen 
konnte und daß die Volksmaſſe, innerhalb welcher agitirt worden war, von 
einer Etſchlaffung ergriffen wurde (Widerſpruch im Centrum), welche es 
unmöglich machte, ſie zu der Action zu treiben, welche erforderlich war, wenn 
Sie die Wahrheit des Satzes beweiſen wollten, daß der Staat durch ſeine 
Kirchenpolitik an den Rand des Abgrundes geführt und zur Umkehr gezwan⸗ 
gen würde. Allmälig wurde man nachgiebiger. 

Man war nicht abgeneigt, unter der Bedingung gewiſſer Aenderungen, 


z. B. Abſchaffung des kirchlichen Gerichtshofes, die Maigeſetze zu acceptiren. 


Es war auch die Rede davon, daß man auf Seiten der Staatsregierung ge⸗ 
neigt ſei, darauf einzugehen, und die Blätter der ultramontanen Partei 
ſuchten die Anſicht zu verbreiten, daß die Staatsregierung es nicht mehr 
aushalten könne und Frieden ſchließen müſſe. Mit dieſer Hoffnung auf 
baldige Beendigung des Kampfes wurde von der clericalen Partei die mehr 
und mehr erſchlaffende Bewegung mühſelig hingehalten. Ich habe es wieder⸗ 
bolt beklagt, daß biergegen nicht deutlicher von Seiten der Staatsregierung 
vorgegangen wurde. Namentlich hätte ich gewünſcht, daß das, was der 
Cultusminiſter ſoeben ſagte, daß es bei uns keinen anderen Compromiß als 
auf Grund des Gehorſams gegen die Geſetze gebe, ſchon Monate früher ges 
ſagt worden wäre, insbeſondere auch im Reichstage, dann würden dieſe klei⸗ 
nen aber gar nicht ungeſchickten Künſte der Clexicalen ſchon früber durch⸗ 
kreuzt worden ſein. Die Herren vom Centrum hätten es ſehr leicht, den 

rieden herzuſtellen. Die größte Schwierigkeit iſt nach meiner Anſicht die 

rganiſation einer politiſchen Partei zur Verfolgung kirchlicher Zwecke. 
Haben Sie die Güte, vertheilen Sie ſich unter die übrigen Fraclionen (Heiter⸗ 
keit) — es iſt das ein durchaus uneigennütziger Wunſch; denn die größte 
Mehrzahl von Ihnen würde ja gar nicht zu uns gehören, ſondern die Reihen 
des Abgeordneten v. Denzin verſtärken. In dem Augenblicke, wo Sie ſich 
unter uns vertheilen, werden Sie in den einzelnen Parteien des Hauſes 
diejenige Rückſicht finden, welche man neu eingetretenen Mitgliedern fo gern 
zollt. Dann haben wir in unſerem Vaterlande nur noch politische Parteien, 
deren hoͤchſtes Ziel das Vaterland it, und brauchen dieſen traurigen Kampf 
nicht weiter zu führen. Der Abg. Windthorſt hat anknüpfend an den Abg. 
Hänel bebauptet, daß eine große politiſche Wirkung durch die Synodalordnung 
bervorgerufen werde, daß eine n begangen und die Pa⸗ 
rität verletzt werde. Ich ſtimme mt dem Abg. Windthorſt dollſtändig darin 
überein, daß der Staat die heilige Pflicht hat, die gleichen Garantien allen 
kirchlichen Corporationen gegenüber zu gewähren. Wenn der Abg. Windt⸗ 
borit uns nachweiſen kann, daß es an irgend einem Punkte nicht geſchieht, 
ſo bin ich überzeugt, daß das ganze Haus auf ſeiner Seite ſteht. (Lachen 
im Centrum.) 

M. H., Sie lachen. Statt deſſen ſollten Sie lieber die ſpeciellen Punkte 
bei Gelegenheit der Berathung der ſpeciellen Geſetze nennen. Der Abg. 
Reichenſperger hat ſich neulich dieſe Müde gegeben; von dem, was er geſagt 
bat, ſoll uns nichts in der Commiſſion über dieſen Geſetzentwurf enigehen 
und wenn ein Wort davon begründet iſt, ſo wird ihm Gerechtigkeit wider⸗ 
fahren (Widerſpruch im Centrum). Ich bedauere, daß Sie einen ſo geringen 
Begriff haben von dem Pflichtgefühl eines jeden Abgeordneten, Gerechtigkeit 
allen kuchlichen Corporationen gegenüber zu üben. Es wundert mich das 
freilich nicht, Sie find ein halbes Jahrhundert jo ſehr verzogen (Lachen und 
Widerſpruch im Centrum), daß Sie von einer gleichartigen Behandlung 
keine Vorſtellung mehr haben. Der Abg. Windthorſt klagt über den Mangel 
an Parität und beſchwert ſich dabei über die Beſtimmung der Synodal⸗ 
ordnung, durch welche für die kirchliche Geſetzgebung das Placet eingeführt 
iſt, d. h. Herr Windtborſt beſchwert ſich darüber, daß die evangeliſche Kirche 
ſich in größerer Unfreiheit befindet als die katholiſche. Ich glaube nun 
kaum, daß er dieſe Ungleichheit beſeitigen will dadurch, daß die katholiſche 
Kirche nun ebenſo wie die edangeliſche behandelt würde. Ich würde mi 
ſehr freuen, wenn er dieſe Abſicht hätte, ich glaube, es würde ein . 
licher Zuſtand werden, wenn z. B. die katboliſchen Biſchöfe Deutſchlands 
zuſammenträten, etwa mit Delegationen der Latenbevölkerung ihrer Bis⸗ 
Ihümer und gemeinſam die Geſetze für den deulſchen Theil der katholiſchen 
Kirche beriethen und wenn dann nicht der Cultusminiſter als Cultusminiſler, 
ſondern der Staatsminiſter oder das Geſammtminiſterium des Staates auch 
Bis die Verpflichtung hätte, zu unterfuchen, ob dieſe Geſetze den Geſeßen des 

andes widerſprechen, und wenn dies der Fall iſt, ſie überhaupt nicht zur 
Publication gelangen zu laſſen. Wenn wir dieſen Zuſtand erreichten, dann 
hätten wir die wahrhafte Parität und friedenbringende Unterordnung der 
lirchlichen Corporationen unter das Geſetz des Staates (Widerſpruch im 
Centrum), eine Unterordnung, die keinen Meuſchen in feiner Frömmigkeit 
hindert, keinen in der Uebung ſeines Glaubens, keinen darin, daß er das 
thut, wozu die Religion in der Welt überhaupt da iſt: für unſer Herz und 
unſer Gewiſſen, nicht aber, damit irgend ein Stand auf Grund und unter den 
Normen der Religion ſich eine ſouveräne Herrſchaft in den weltlichen Staaten 


ſondern im Gegentheil um eine Beſchränkung feiner Machtäußerungen han⸗ gründe 


dele. Sodann wird aber auch die gegenwärtige ame ate Stellung des 
Culiusminiſters in Angelegenheiten der evangeliſchen Kirche durch die Ge⸗ 
neralſynodalordnung weſentlich gelöſt: es wird ihm der Stempel des Staats: 
miniſters in dieſen Dingen viel deutlicher wage, als dies jetzt der Fall 
iſt. Der Cultusminiſter wird darnach in der That nichts anderes ſein als 
ein Juſtizminiſter. Der Vorredner wies auf die Gefahr der 1 9 
der evangeliſchen Kirche bin und erklärte, er wünſche dieſe Zerſplitterung 
nicht. Ich freue mich, ihn hierin im Gegenſatz zu finden mit den maßge⸗ 
benden Blättern ſeiner Partei, die den Wanſch einer derartigen Auflöſung 
offen ausſprechen. Ich kann insbeſondere einen Artikel in dem größten 

latte ſeiner Partei gar nicht vergeſſen, worin angeblich von einem Pro⸗ 
teſtanten a in wurde, die zur Generalſynode Einberufenen würden 
in eben ſolcher Auflöſung und Verwirrung auseinandergehen, wie die Leute 
beim Thurmbau zu Babel. So wie dieſe Prophezeiung zu Schanden ge⸗ 
worden iſt, werden auch die cen und Befürchtungen in Bezug 
auf die Zerſplitterung der evangeliſchen Kirche in Nichts zerfallen. Die 
Wiedereinführung der katholiſchen Abtheilung im Cultusminiſterium würde 
ſofort den kirchlichen Charakter dieſes Inſtituis wieder ins Leben rufen und 
damit eine Einrichtung erneuern, die weſentlich dazu beigetragen hat, die 
gegenwärtige Lage herbeizuführen. Der Vorredner hat ſeinen Wunſch, dieſe 
Kämpfe beendet zu eben, wieder betont und gewünſcht, wir möchten uns 
doch alle als Kinder deſſelben Vaterlandes fühlen. Wenn er doch aus dieſem 
Wunſche eine einzige * ziehen wollte, nämlich die, daß es Pflicht 
jedes Kindes des Vaterlandes iſt, die Geſetze des Vaterlandes zu befolgen. 
(Sehr wabr! links.) Wenn dieſe Conſequenz gezogen iſt, aber 
nicht eher, wird der Friede da ſein, den wir Alle wünſchen. (Lebhafter 
Beifall links.) 

Abg. Dr. Wehrenpfennig: Ich bin dem Cultusminiſter für die letzten 
Worte, die er ſoeben geſprochen bat, ſehr dankbar. Acht Monate lang gingen 
durch das Land eigenthümliche Gerüchte von Compromiſſen, die man ſich auf 
gam anderer Baſis gegtünnet dachte, als auf der des Gehorſams gegen die 
Landesgeſetze. Den Urſprung dieſer Gerüchte kenne ich nicht; aber ich habe 
beobachtet, daß ſie weſentlich von der Preſſe der verehrten Herren aus der 
Mitte dieſes Hauſes gepflegt wurden. (Widerſpruch im Centrum) Ver⸗ 
gleichen Sie einmal das Verhalten der Centrums partei im Reichstage in 
dieſem Winter und zuerſt auch im Landtage — jetzt fangt es an ſich ein 
wenig zu ändern — mit den im vorigen, Jahre in dieſem Hauſe geführten 
Verhandlungen, fo werden Sie einen weſentlichen Unterſchied bemerken, etwa 
wie zwiſchen dem Kanonendonner einer Schlacht und zwiſchen dem Klein⸗ 
gewehrfeuer einiger auf dem Rückzuge befindlicher Bataillone. (Abg. Windt⸗ 
borſt (Meppen): Wir find nicht auf dem Rückzuge!) In früheren Jahren 
1 Sie die Verhandlungen mit Anträgen wie „Aufhebung der Mai⸗ 
geſetze“ oder etwas Aehnlichem. Sie haben ſich wohl gehütet, dieſen Antrag 
jetzt wieder „ (Ruf im Centrum: Kommt noch!) So? Das freut 
mich. (Heiterkeit) Man forderte den Staat auf, wenn er nicht dem Unter: 
gange verfallen wollte, raſch umzukehren und einen ganz anderen Weg ein⸗ 
uſchlagen. So ſprach man bis ins vorige Frübjahr hinein, bis denn einige 

eſetze geſchaffen wurden, die zum Theil durch die ſchroff feindſelige Haltung, 
die man in Rom gegenüber der deutſchen Politik eingenommen batte, ber: 


Abg. Windthorſt braucht aber nicht zu beſorgen, daß das Placet auch auf 
die Geſetze ſeiner Kirche angewendet werde, denn die kirchlichen Geſetze, die 
er hier zu befolgen hat, werden nicht von den deutſchen Biſchöſen gemacht, 
ſondern vorzugsweiſe von den Fremden, den italieniſchen, den afrikaniſchen, 
den ſüdamerikaniſchen, den armeniſchen ꝛc., von den Koſtgängern des Papſtes, 
den drei⸗ oder vierhundert, die mit oder ohne Geſchäftsordnung, mit oder 
ohne 1 — das will ich bier nicht unterſuchen — die Concilsbeſchlüſſe 
faßten. Einer der Geſandten des deuſchen Reiches hat gegen Rom damals, 
als das Concil tagte, eine europäiſche Staatenvertretung mit Vetorecht vor⸗ 
geſchlagen, aber der Reichskanzler hat ſeinen klaren politiſchen Blick bewieſen, 
indem er dieſen Vorſchlag ablehnte mit dem Hinweis, daß wir unſere Rechte 
überhaupt nicht vertreten könnten, daß aber der conſtitutionelle Staat ſtark 
genug fei, mit ſeiner Geſetzgebung einen etwaigen Eingriff von kirchlicher 
Seite zurück, uweiſen. Wir können der katholiſchen Kirche gegenüber nichts 
weiter thun, als mit dem alten Placet eine Prohibitipzollſchranke gegen das 
Ausland aufzurichten. Die kirchlichen Geſetze, die vom Auslande kommen, 
werden an der deutſchen Grenze aufgehalten und bedürfen, ehe fie in Deurſch⸗ 
land publicirt werden und Gültigkeit erlangen, der Zuſtimmung der Staats⸗ 
Regierung. Dies iſt der Zuſtand, wie er bekanntlich in Süddeutſchland 
berrſcht. Die Entfernung des Oberkirchenraths als Abtheilung des Cullus⸗ 
miniſteriums war der erſte Schritt zur Entlaftung des letzteren, dann folgte 
die Herauswerfung der katholiſchen Abtheilung und mit der Einführung der 
Synodal Ordnung wird die Parität in noch ſtärlerer Weiſe durchgeführt, wie 
früher. Der Abg. Windthorſt hat begonnen und geſchloſſen mit einem Anruf 
an den Patriotismus, indem er eine theuere Erinnerung in uns erweckte. 
N der Herr Abgeordnete ſei überzeugt: unſere Gedanken gehen aus der 

iefe des Patriotismus bervor, und das Vorbild der Königin Luiſe, der das 
Herz brach über der Fremdherrſchaft, mahnt uns an die Pflicht, daß wir 
alle unſere Kräfte aufbieten müſſen, damit in dieſem unſerm deutſchen Staate 
auch in kirchlicher Beziehung die Fremdberrſchaft nicht etablirt werde. (Beifall 
links. Ziſchen rechts.) 

Abg. Windthorſt (Meppen): Mein Vortrag verſuchte vorbin nur einige 
wichtige Principien in Anregung zu bringen und hinzuweiſen auf die Urquelle 
aller der Wirrniſſe, welche Deutſchland jetzt heimſuchen: ich habe mich hierbei 
meines Wiſſens bemüht, nicht Worte zu gebrauchen, welche irgend Jemand 
zu verletzen im Stande wären; ob meine Ausführungen in gleicher Weiſe 
erwidert worden find, das überlafje ich dem geſunden Urtheil des Hauses. 
Was die Erklärungen des Cultusminiſters anlangt, jo ſcheint es mir, als ob 
er ſich meinen Forderungen gegenüber vollſtändig negirend verhält; ich habe 
das nicht anders erwartet, trotzdem werde ich die Hoffnung nicht aufgeben, 
daß er einmal zu der Einſicht kommen wird, daß man dieſe Fragen nicht 
mit der bloßen Phraſe „Gehorchet dem Geſetze“, abfertigen kann. Wir ge⸗ 
horchen dem Geſetze, wie jeder andere Staatsbürger (Widerſpruch) und wenn 
dieſelben gegen unſer Gewiſſen geben, ſo verhalten wir uns ihnen gegenüber 
nur paſſiv. Wenn der Miniſter auf die Vaterlandsliebe bingewieſen bat, ſo 
haben wir dieſelbe auch; aber in einem Lande, wo ein Vater iſt, ſollte man 
doch billig verlangen, daß man den Kindern nicht Aufgaben ſtellt, die man 
unmöglich erfüllen kann. Ich bin auch vollkommen überzeugt, daß der Vater, 
der an der Spitze des Landes ſteht, unſer Beſtes im Auge bat, aber ich bes 
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baupte, dab et nicht ienägenb uütekrichtet wird. Das iſt der Fehler in der ebangeliſchen Auche lu der Sönodalordnung im Vergleich mit dem Geſtt 


Organiſallyn des Ministeriums, daß wir nicht vertreten und ſomit bollftändig 
von dem Obre unseres Monarchen abgeſchloſſen find und unſere Meinung 
nicht zur Geltur.g bringen können (Widerſpruch links). Oder glauben Sie 
vielleicht, daß unter den Zeitungs⸗Ausſchnilten, welche dem Könige vorgelegt 
werden, 99 unſere Klagen befinden werden? Ich bin weit entfernt davon, 
den Callusminiſter zu verletzen, aber ich frage blos, ob ein Mann, der ſich 
ſectwährend in der Hitze des Cullurlampfes befindet, wirklich im Stande iſt, 
Anparteiiſch vorzugehen. Dann müßte er ein übernatürlicher Menſch fein, 
und das, glaube ich, iſt er nicht. en 800 Ich verlange deshalb eir 
Vertreter für uns, der ſich dem Monarchen nähern und auch län Mei ung 
zur Geltung bringen kann; wollen Sie aber hierauf nicht eingeben, ſo thun 
Sie das, was ich Ihnen jo oft vorgeſchlagen habe, trennen Sie die Rirche 
völlig vom Staate. Ich wiederhole noch einmal, daß ich mich durchol as nicht 
in die Angelegenheit der evangeliſchen Kirche miſchen will, ich habe die Syno⸗ 
dalordnung uur mit Bezug auf ihre Rückwirkung auf andere Rel igionsgeſell⸗ 
ſchaften rein formell herangezogen. er 

Nun bat der Abg. Wehrenpfennig geſagt, daß das Princip des Gehor⸗ 
ſams gegen die Geſetze alle Verhandlungen ausſchließe. Ich weiß nicht, 
wober dieſe Rede kommt; mir ſcheint es aber, als ob eine mächtige Partei 
im Lande eriſtirt, welche ohne den Culturkampf nieht leben kann, welche 
glaubt, daß mit dem Ende deſſelben auch ihre Mast und Herrlichkeit zu Ende 
gehen werde und deshalb den Kampf aufrecht zu, erhalten ſucht. Dann bat 
der Abg. Wehrenpfennig auf unſere Stellung im Reichstag hingewieſen, die 
durchaus nicht mehr eine fo widerſpenſtige Heweien, wie früher. Nun gab 
es aber im Reichstag gar keine eigentlich Aurchenpolitiſche Verhandlung, und 
das einzige Geſetz, dem wir gegenüber Pofition zu nehmen hatten, war die 
Strafgeſetznovelle; nun hat aber die liberale Partei mit einem gewiſſen In 
ſtinct gemerkt, daß dieſe Beſtimmungen auch einmal gegen fie angewendet 
werden könnten und fie hat deshalb gegen die Novelle Front gemacht. Wir 
hätten doch äußerſt 1 müſſen, wenn wir Sie von dieſer Stellung 
hätten abbringen wollen. Wenn fi zwei ſtreiten, die beide meine Feinde 
find, fo ſtöre ich fie nicht (Heiterkeit); das Reſultat war ja auch, daß die 
Strafgeſetznovelle in Scherben ging, wie fie es nicht anders verdiente. Ich 
fage der liberalen Partei hierfür noch meinen Dank. Sie ſehen, daß aus 
dieſem Vorgehen durchaus keine Anſpannung unferer Partei zu deduciren 
iſt, ſondern daß daſſelbe nur das Reſultat einer Ueberlegung des einfachen, 
haus backenen Verſtandes war. Abg. Wehrenpfennig hat es dann verſucht, 
uns durch einige kleine Bemerkungen zu ärgern; (Abg. Wehrenpfennig: 
Gott bewahre!) ich will aber auf dieſelben nicht eingehen, um Ihr Nach: 
denken über meine Worte nicht zu ftören und dieſen geiſtigen Proceß ſeinen 
ungehemmten Lauf geben zu laſſen. (Heiterkeit.) Der Herr hat weiter ger 
meint, daß mit Einführung der Synodalordnung der Cultusminiſter losgelöſt 
werden würde von der Kirche; aber fo lange er noch den Oberkirchenrath 
und die Conſiſtorien beherrſcht mit feinem ungeheuren Heerbann, der beute 
bier erſchienen iſt, (Heiterkeit), wird dies nicht geſchehen können. Ich ſchließe 
mit den Worten: es iſt keine . lung und keine andere Wahl moglich, als 

Trennung von Staat und Kirche. (Beifall im Centrum.) 

Cultus miniſter Dr. Falk: Aus dem ſtenographiſchen Berichte des Vor⸗ 
jahres, den ich vor mir habe, geht hervor, daß der Abg. Windthorſt vor 
einem Jahre dieſelben Vorwürfe erhoben bat wie beute, und daß fie damals 
auch zurückgewieſen worden find. Dennoch halte ich es für meine Pflicht, fie, 
immer und immer wieder zu widerlegen, ſo oft ſie ſich erheben. enn von 
dem Abg. Windthorſt behauptet worden &, der König erhalte keine Kenntniß 
von den Vorgängen, fo ſage ich, die Behauptung iſt unrichtig. Es ſind die 
Wege, welche dem Könige offen ſtehen, im boͤchſteu Grade mannichfaltig, ich 
erwähne nur, daß außer den Vorträgen der Miniſter monatlich eingehende 
Berichte von Seiten der Oberpräfidenten erſtattet werden, welche nicht durch 
die Hände der Miniſter geben und häufig Bedenken vorbringen, die uns 
durchaus nicht angenehm ſind. Aber wem bon feinen Unterthanen ſteht denn 
nicht direct der Weg zum König offen? Wird doch Seine Majeität täglich 
mit Hunderten von Immediatgeſuchen überhäuft, die ihm auf directem und 
indirectem Wege zugehen. Was meinen großen Heerbann anlangt, fo iſt es 
leider eine Parteitactik des Centrums, die eg a Gelegenheiten zu 
benutzen, um mit den allerverſchiedenſten Klagen die Regierung in Verlegen ⸗ 
beit zu ſetzen, und vor Allem 5 Abg. Windthorſt das Talent, uns zu 
überfallen wie Zietben aus dem Buſch (Große Heiterkeit). Ich babe aber 
durchaus keine Luſt, mich überfallen zu laſſen, und da mein Gedächtniß und 
meine Kenntniß nicht ausreicht, alle Umſtände bis ins kleinſte Detail zu 
wiſſen, jo muß ich natürlich meine Räthe haben. Als Illustration zu der 
erwähnten Parteitactik dient die Aufforderung zweier Blätter aus dem Rhein⸗ 
land, alle 71 55 gegen den Culturkampf, gegen Verſtöße von Beamten und 
dergl. an die Abgeordneten des Centrums einzuſenden. Um alle dieſe Kla⸗ 
gen beantworten zu können, dazu dient dieſer große Heerbann. (Heiterkeit.) 

Abg. Miguel: Es iſt in den letzten Tagen ſo vielfach das Wort Parität 
in einer falſchen Weiſe, wie es gerade in dem Verhältniß der Kirchen zu 
einander am leichteſten geſchehen kann, angewendet worden, und auch heute 
noch von Seiten des Abgeordneten Windtborſt, daß ich noch einmal hierauf 
zurüdtommen muß. Parität in Preußen kann doch nicht eine einfach 
mechaniſche Gleichbehandlung bedeuten, ſondern eine Behandlung mit Berück⸗ 
ſichtigung der Eigenartigkeiten und der Individualitäten in der hiſtoriſchen 
Entwicklung, aber mit gleichem Wohlwollen von Seiten des Staates und 
ohne Einmiſchung in die innern Conſtitutionen der Kirchen. Auf die feinen 
Unterſchiede über die Stellung des Landesherrn als summus episcopus oder 
als praecipuum membrum will ich hier nicht eingehen, doch behaupte ich, 
daß das Kirchenregiment in den Händen des Landesherrn ſowohl vor wie 
nach der Verfaſſung eine völlig rechtliche Inſtitution iſt. Die Kirche thut jetzt 
mit der Synodalordnung den erſten Schritt, ſich von der Verbindung mit 
dem Staate loszulöſen und ſich eine Gelbftvertretung zu ſchaffen. Dadurch 
wird das Verhältniß des Cultusminiſters zu ihr ein ganz anderes. Während 
er bisher als Vertreter des Kirchenregiments daſtand, wird er jetzt der evan⸗ 
geliſchen Kirche gegenüber dieſelbe Stellung einnehmen wie der katholiſchen 
Kirche gegenüber, d. h. die eines wirklichen Juſtizminiſters. Seine Thätigkeu 
wird eine weſentlich controlirende und der Ober⸗Kirchenrath und die Con ⸗ 
ſiſtorien reine Kirchenbehörden werden, fo daß eine möglichſte Gleichſtellung 
eintritt. Wenn der Abg. Windthorſt uns ſeine Probleme vorgeführt hat, ſo 
werden dieſelben wohl vorläufig Probleme bleiben; ich bin der Anſicht, daß 
in dem n letzte Wort noch nicht geſprochen iſt, und daß 
die ae eſetze eine principielle und feſtſtehende . durchaus 
noch nicht hetheiführen; aber man muß ein beſtimmtes Ziel im Auge haben 
und ſich beſtreben, dieſem ſich möglichſt zu nähern. Darin ſtimme ich dem 
Abg. Windthorſt bei, daß der Cultusminiſter allein dieſe Frage nicht ent⸗ 
ſcheiden kann, dies kann nur durch den Zug der Zeit geſchehen. Wir werden 
daher Alles der hiſtoriſchen Entwickelung überlaſſen müſſen. 

Abg. Dr. Hänel: Es wird dem Abg. Miquel ſchwer werden, auch die 
ſcharſſinnigſten Mitglieder des Hauſes davon zu überzeugen, daß durch den 
Summepiftopat die Stellung der Kirche zum Staate eine klare geworden ſei. 
Es iſt möglich, daß man durch prophylaktiſche Maßregeln aller Art viele 
Schwierigkeiten vermeidet, alle daraus eniſtehenden wird man nicht beſeitigen 
können. Ich kam bei der Verathung der Synodalordnung in meiner hiſto⸗ 
tiihen Deduction über den Summepiſkopat zu dem Reſultate, daß derſelbe 
Durch die jetzige Organiſation geſtärkt werde. An dieſem Ergebniß halte ich 
aller Einwentungen ungeachtet feſt aus demſelben Grunde, aus dem ich die 
Konſtitutionelle Verfaſſung für eine größere Stärkung der königlichen Macht 
balte, als das eee Ich babe bedauert, daß die Aeußerungen 
des Abg. Windthorſt eine jo ſcharfe Entgegnung gefunden haben, mir haben 
fie Vergrügen bereitet. Wenn das Centrum ſich wirklich auf den Stand: 
punkt der Paritat ſtellen will, dann wird eine Verſtändigung möglich fein. 
So ſcharfſinnig kind doch die Herren Windthorſt, Reichenſperger und Schor⸗ 
lemer, daß ſie ee fie können die erwünſchte Parität nicht erlangen, 
wenn fie ſich nicht den Bedingungen derſelben unterwerfen. Es iſt ein 
abſoluter Widerſpruch, die Barität der Kirche vom Staate und zugleich eine 
veſondere Stellung jeder Kirche zum Staate zu verlangen. Die Herren be 
klagen, daß fie durch die Aufhebung der katholiſchen Abtheilung im Cultas⸗ 
miniſterium der Organe verluſtig gegarigen find, ihre Wünſche beim Throne 

Vorzubtingen. Wie können ſie dom Standpunkte der Parität eine ſolche 
Klage erheben? Wenn jede andere Religionsgeſellſchaft ein Gleiches ver⸗ 
langte, wäre das durchführbar im Staate? Unmöglich, dann würde ein 
Factor den anderen zu paralyſiren ſuchen, jede um den größten Einfluß beim 

onarchen buhlen — das wäre Streit, nicht der Friede. Der ſchwerſie Ein⸗ 
wand des Abg. Windthorſt iſt der, daß wir Gehorſam gegen Geſetze berlan: 
gen, welche mit Gewiſſenspflichten in Widerſpeuch ſtehen. Wenn jede andere 
Religionsgenoſſenſchaft für ſich das Recht in Anſpruch nehmen würde, die 
oberſte Inſtanz zu bilden, um zu entſcheiden, ab die Staatsgeſetze den Ge⸗ 
wiſſenspflichten widerſprechen, und davon den Gehorſam gegen die Geſetze 
abhängig zu machen, dann würden wir zu recht bedenklichen Zuſtänden 
zommen, und wenn Ste (zum Centrum) dieſes Hecht für ſich allein in An⸗ 
ſpruch nehmen, dann iſt Ihr Standpunkt der der Bevorzugung einer be⸗ 
ſtimmten Religionsgeſellſchaft, den ich verwerſe als dem Geiſte und dem 
Buchſtaben der Verfaſſung widerſprechend. 5 

Der Abg. Reichenſperger, ein vorzüglicher Juriſt, machte gegen die Sy⸗ 


über die Verznögensderwaltung der katholiſchen Diödceſey der Grundſaß der 
arität verletzt ſel. Vermuthlich hat er die Denlſ ift des evangeliſchen 
berkirche aralhs nicht geleſen, worin ausdrücklich die Beſtimmungen über die 
Vermöcensverwaltung der evangeliſchen Kirch angelehnt werden an das 
Geſetz vom 20. Juni 1875 und worin eine Reihe von Punkten aufgeführt 
wir, zu denen die Genehmigung des Staates erforderlich fein ſoll. Dieſe 
Funke ſind dieſelben, wie die in dem Geſetze über die Bermögensverwaltung 
in den katholiſchen Diöcefen feſtgeſtellten. Sie werfen uns vor, wir würden 
dem Satze untreu: Freie Kirche ien freien Staate. Solche Schlagwörter 
entwickeln ſich allmälig und entſprechen zuerſt einer allgemeinen Stimmung; 
wenn es aber zur Ausführung kommen fol, zeigt ſich plotzlich, daß ſolche 
Schlagwörter mehr trennen, als verbinden. Wir wollen die freie Kirche 
im freien Staate, Sie aber die freie Kirche neben dem freien Staate. 
Wir kennen eine Freiheit nur unter ſtaatlicher Anerkennung; wir wollen 
allerdings, daß die Grenzen der ſtaatlichen Einwirkung im Sinne der Frei⸗ 
heit gezogen werden, aber es find die ſtaatlichen Factoren, die die Aufgabe 
baben, dies zu thun. Wir halten fo an unſerem Princip feſt, und wenn 
auch Sie in dieſem Sinne die Parität auffaſſen, dann wird die Verſöhnung 
nicht mehr fern ſein. b . g 
Abg. Dr. Virchow: Der Abg. Miquel hat die Frage lebhaft in den 
Vordergrund gedrängt, ob durch die neue Synodalordnung eine progreſſive 
hiſtoriſche Entwickelung der Parität bewirkt werde. Ich halte dieſe Entwicke⸗ 
lung für eine poſitiv reactionäre, welche nicht geeignet iſt, die Parität zu 
fördern, ſondern vielmehr die Gegenſätze zu jhärfen. Die Erklärung des 
Regierungs⸗Commiſſars in der geſtrigen Sitzung der Synodalordnungs⸗Com⸗ 
miſſion har das Rechtsfundament des landesherrlichen Summepiſkopats bis 
auf den Augsburger Religionsfrieden zurückzuführen geſucht. Dieſe Quelle 
iſt ein wenig trübe. Ich bin aberheig daß das Rechtsfundament des 
Summepiſkopats durch die Verfaſſung beſeitigt worden iſt und hat beſeitigt 
werden ſollen. Das war die Anſicht aller Contrahenten bei der Begründung 
der Nic Mak der Miniſter, der Volksvertretung und auch des Königs 
Friedrich Wilhelm IV., welcher die Kirche freigeben wollte. Man ſagt, daß 
der Summepiſtopat als Recht der Krone ſtehen geblieben ſei; dagegen ſpricht, 
daß der Paragraph von der kirchlichen Parität und der Selbstverwaltung der 
Kirchen in der Verfaſſung ihre Stellung gefunden hat in dem Capitel „Von 
den Rechten der Preußen“. Alſo als Preußen, nicht repräſentirt von dem 
summus episcopus, haben ſie die betreffenden Rechte. In dieſer Eigenſchaft 
konnte auch die Geſammthbeit der evangeliſchen Chriſten in Preußen die In⸗ 
ſtitunon des Summepiſkopats ſchaffen, aber das konnten nicht einzelne Ber: 
ſonen, wie der Träger der Krone, der Cultusminiſter oder Herr Miquel. 
Geiterkeit.) Ein ſolches Recht geſtehe ich Niemandem zu, man er durch 
Stellung oder Genie hervorragen, obwohl ich zugeſtehe, daß der Abg. Miquel 
ſtets ein membrum praecipuum der ebangeliſchen Kirche mit oder one 
Summepiſkopat fein wird. (Heiterkeit) Der fogenannte Zug der Zeit, 
welcher zu der jetzigen Orgamſation geführt haben ſoll, wird von jedem 
Machthaber beſonders interpretirt, der Miniſter Manteuffel rechtfertigte damit 
auch die Einführung des Dreiklaſſenwahlſyſtems. 

Der Abg. Miquel hat ſchon mit Beſtimmtheit verkündet, daß der Ober⸗ 
Kirchenrath und die Conſiſtorien Behörden der Kirche ſein müſſen, ich kann 
im Einverſtändniß mit wiſſenſchaftlichen Koryphäen der Theologie abſolut 
nicht anerkennen, daß eine derartige hierarchiſche Organiſation der Kirche don 


vornherein im Zuge der Zeit liege. Wir haben jetzt alle Urſache, die Augen 


bei der Frage offen zu halten, wie die Stellung des Cultusminiſters künftig 
in Bezug auf die Parität der Bekenntniſſe ſein wird, und da muß ich fagen, 
daß durch die Synodalordnung ihm eine andere Stellung der evangeliſchen 
Kirche gegenüber gegeben üt, als er fie der katholiſchen gegenüber einnimmt. 
Denn die Synodalordnung iſt nicht eine Auseinanderſetzung zwiſchen Staat 
und Kirche, ſondern zwiſchen Staat und Krone. Dadurch, daß dem Summ⸗ 
epiffopat eine Art conſtitutioneller Kammer beigegeben wird, wird der 
Summepiſkopus leicht den orthodoxen Beſtrebungen gefügig gemacht werden. 
Durch die freie Stellung des Cultusminiſters dieſer Organiſation gegenüber 
iſt ein Syſtem künſtlicher Friction geſchaffen, welches zwar fein erfunden, 
aber nicht zuträglich ſein kann. Wollten Sie paritätiſch verfahren, ſo müßte 
der Cultusminiſter eine ähnliche Specialftellung dem Bapfte und der katholi⸗ 
ſchen Kirche gegenüber einnehmen. Ich rathe Hen, daß Sie die Mannig⸗ 
faltigkeit der kirchlichen Organiſation lieber auf dem Boden der freien Ent: 
wickelung entſtehen laſſen. 

Damit wird die Debatte geſchloſſen. 

Perſönlich verwahrt ſich der Abg. Reichenſperger gegen die Unter⸗ 
ſtellung des Abg. Dr. Wehrenpfennig, daß er in Zukunft die Behauptung 
aufſtellen werde, das Placet beſtehe in keinem Staate. 5 128 

Abg. Miquel berichtigt die Ausführung Virchow's dahin, er habe nicht 

eſagt, es liege im Zuge der Zeit, daß der evangeliſchen Kirche engere 
Bieten gezogen würden, ſondern im Gegentheil, daß das verzwickte Ver⸗ 
bältniß zwiſchen Staat und Kirche im Sinne der Freiheit gelöſt werde. Eben 
jo habe er nicht gejagt, die jetzt staatlichen Conſiſtorien müßten kirchliche 
Behörden werden, ſondern er habe es ſchon als einen Fortſchritt bezeichnet, 
daß dieſe bisher ſtaatlichen Behörden überhaupt kirchliche würden. 

Abg. Dr. Wehrenpfennig: Ich will zur Abwehr gegen den Abg. 
Reichenſperger nur daran erinnern, daß er auch die Maigeſetze, welche im 
größten Theile Süddeutſchlands in Kraft find, als etwas nirgends Exiſtiren⸗ 
des bezeichnet bat; deshalb bielt ich mich zu einem ähnlichen Schluſſe in Be: 
zug auf das Placet für berechtigt. 4 

‚Ang. br. Virchow: Ich habe nur behauptet, daß jeder den Sm der 
Zeit verſchieden interpretirt und daß ich in den Vorſchlägen des Abg. Miquel 
keine Trennung des Staates von der Kirche erblicke. 7 

Abg. Reichenſperger: Was ich geſagt, habe ich gerechtfertigt, aber 
eine ſolche dem Verſtande jedes Kindes widerſprechende Behauptung, wie die 
Nichtexiſtenz des Placet werde ich nie machen. 

Titel 1 wird genehmigt. 

Bei Titel 2 (Unterſtaats⸗Secretär und Rätbe 260,700 Mark) be⸗ 
mängelt Abg. Windthorſt (Meppen) die Anſtellung eines neuen vortra⸗ 
genden Rathes, da das Beduͤrfniß bei der vielfach überfluſſigen Arbeit des 
Cultusminiſteriums durchaus nicht erwieſen ſei. Nur wenn der neue Rath 
zur Vertretung der clericalen Anſichten berufen ſei, könne er ſich zur Be⸗ 
willigung entſchließen. Die Oberpräfiventen, deren Berichte dem Minister 
nicht gefielen, würden abgeſetzt, und an deren Stelle recht culturkampfeifrige 
Regierungspräſidenten geſetzt, videatur Herr v. Ende. ö 

Miniſterial⸗Director Greiff folgert aus den geſteigerten und in Zukunft 
vorausſichtlich ſich noch ſteigernden Aufgaben der höheren Unterrichtsverwal⸗ 
tung die Nothwendigkeit einer dauernden Arbeitskraft. Aus dieſen Erwägun⸗ 
gen ſei auch in der Gruppe die Poſition nicht beanſtandet worden. { 

Abg. Sarrazin: Der Witz kommt zwar nicht aus meinem Köcher, ich 
kann ihn aber nicht unterdrücken. Die Summe wird nach der Angabe des 
gedruckten Etats gefordert für einen „vertragenden“ Rath, und den haben 
wir biiter nöthig. (Rufe links: Oh! Oh!) Ich werde deshalb die Forde⸗ 
rung bewilligen. 

Tit. 2 bis 12 werden bewilligt. 


Ueber Capitel 114a (Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten P 


36,900 M.) beantragt Abg. Sarrazin beſonders abzuſtimmen, um das ab: 
weichende Volum des Centrums zu conſtatiren. 

Darauf wird Capitel 114 gegen die Stimmen des Centrums und der 
Polen angenommen, ebenſo die Capitel 115— 1417. 

Zu Capitel 118, Titel 1 (Bisthum Ermeland 105,240 M.) proteſtirt 
Abg. Borowski gegen die ſtaatliche Beſchlagnahme der Gelder, welche 
u 1 für die Seelenruhe der Verſtorbenen und für die Armen be⸗ 
timmt ſeien. 

Zu Capitel 118, Titel 3 (Bisthum Gneſen und Poſen) bemerkt: 

Abg. v. Jadczewski: Der Cultusminiſter erklarte vorhin, es ſei die 
Pflicht jedes Staatsbürgers, die Geſetze des Landes zu befolgen. Ich kann 
mich damit einverſtanden erklären; es müſſen aber alsdann die Geſetze auch 
in den Grenzen und in dem Geiſte ausgeführt und von den Behörden inter⸗ 
pretirt werden, wie ſie gegeben wurden. Dieſe Grenzen werden, was die 
Maigeſetze betrifft, uns Katholiken und Geiſtlichen gegenüber keineswegs 
innegehalten. So bin ich verurtheilt worden, weil ich in einem Nachbar: 
bezirk in einem einzelnen dringenden Falle, als Stellvertreter gottesdienſtliche 
Verrichtungen vornahm. Dieſe Verurtheilung iſt durch das Geſetz vom 
11. Mai 1873 durchaus nicht zu rechtfertigen. Der Cultus miniſter hab in 
Bezug auf dieſes Geſetz eine Instruction etlaſſen, die in den Zeitungen ver⸗ 
oͤffentlicht worden iſt. Auf ein Schreiben dieſerhalb meinerſeils an den Mi⸗ 
niter erhielt ich den Beſcheid, daß dieſe Veröffentlichung unvollſtändig ſei, 
es fehlten in derſelben mehrere Beſtimmungen, welche gewiſſe Einſchränkungen 
der Anwendung des Geſezes in Bezug auf einzelne Fälle enthielten. 0 

Vergebens habe ich mich indeſſen bemüht, von dem Cultus miniſter die 
Mittheilung dieſer fehlenden Beſtimmungen zu erhalten; er. lehnte fie ab 
unter dem Vorwande, daß ſich die Interna der Verwaltung zu ſolcher Kenntniß⸗ 


nahme nicht eigneten. Ich hoffe, er wird beute dem Hauſe dieſe beſchränken⸗ 
den Beſtimmungen feiner Inſtruetion mittheilen, damit wir wenigſtens willen, 
woran wir ſinp. h 
legung dieſes Geſetzes bei uns in Poſen eine Rechtsunſicherheit, die geradezu 
nodalordnung eine Reihe mir unbegreiflicher Bedenken geltend und beklagte unglaublich iſt. e } in, 10. 

namentlich, daß durch die Beſtimmungen über die Vermögensberwaltung der "verurtheilt, ſpricht das andere fie ebenſo regelmäßig frei. Ebenſo erfolgt] haben den feitherigen Geſandten in Rom, 


Denn gegenwärtig herrſcht in der Anwendung und Aus⸗ 


iſt. Während das eine Kreisgericht die Geiſtlichen regelmäßig 


CE} 2 4 2 1 * 
ncipiell dom Appellationsgericht zu Bromberg in denſelben Fallen Frei⸗ 

. in welchen das Appellationsgericht zu Poſen ebenſo principiell 

Verurtbeilung eintreten läßt. Wir unterliegen in ſolcher Weiſe einer Willkür 

und Tyrannei der Geſetzesauslegung, die auf das Rechtsbewußtſein des 

Volkes geradezu zerſtörend wirken muß. Ich frage, was der Cultusminiſter 
u thun gedenkt, um dieſer Rechtsunſicherheit, richtiger: Rechtsloſigkeit der 
uſtände in unſerer Heimaih ein Ende zu machen. 


Cultus miniſter Falk: Dem Verlangen des Vorredners, melue Verfügung 
mitzutheilen, werde ich nicht nachlommen, weil ich es nicht für gerechtfertigt 
halte, Verfügungen, die abſolut Interna der Verwaltung betreffen und die 
nur durch einen Mißbrauch des Amtgeheimniſſes, oder weil man nicht vor⸗ 
ſichtig genug war, zur Hälfte in die ultramontanen Blatter gekommen find, 
ur Veröffentlichung zu bringen. Ich babe zu dieſer Weigerung um fo mehr 

rund, als in der That Facta ſich ereignen, die es recht dringlich erſcheinen 
laſſen, auch mal von dieſer Stelle an die Beamten die Mahnung zu richten, 
ſeid vorſichti! Mir iſt erſt geſtern über einen Fall berichtet, der ſich vor 
einigen Tagen in Münſter zugetragen. Dort wurde bei einem bekannten 
Anſchauungsgenoſſen der Herren vom Centrum, einem Herrn v. Albert, 
eine Hausſuchung abgehalten. Da fand man denn unter anderen einen 
metallographirten Abdruck eines Berichts, den der Vicepräſident der Re⸗ 
gierung dreimal jährlich an Se. Majeſtät den König zu ſenden bat (Hört! 
links), ſowie ferner den metallographirten Abdruck einer⸗ geheimen Ver⸗ 
fügung der Regierung zu Münſter, und als der Betreffende diejerhalb eid⸗ 
lich vernommen wurde, ſagte er aus, die Schriftitüde ſeien ihm von unbe⸗ 
kannter Seite zugeſendet worden. Was die Auslegung des Geſetzes ſelb ſt 
betrifft, ſo bin ich allerdings der Anſicht, daß nicht jede amtliche Handlung 
welche ein rite angeſtellter Geistlicher in einer nicht zu feinem Amtsbezir, 
ehörenden Parochie vornimmt, ſtrafbar im Sinne des Geſetzes iſt. Wennk 
in ftrafbar iſt und wenn nicht, das entſcheidet die Thatſache des einzelnen 
Falles ſelbſt. Stellt ſich die Handlung als in einem anderen Amts bezirt 
nur ” Umgebung des Geſetzes vorgenommen dar, jo iſt fie ftraibar, ſie ift 
es aber nicht, wenn fie lediglich Ausfluß der eigenen amtlichen Thätigteit 
des betreffenden Geiitlichen iſt. In dieſem Sinne find eben mit Recht die 
Entſcheidungen der Gerichte verſchieden ausgefallen. 

Abg. Windthorft (Meppen): Dieſe Falle zeigen fo recht, wohin die 
Beſtimmungen der Maigeſetze führen. Rein kirchliche Handlungen werden 
als ſolche verurtheilt und beſtraft und zwar mit einer Härte, die dem Cha⸗ 
rakter einer bloßen Auſſicht des Staates, wie ihn doch das Geſetz documen⸗ 
tiren will, oöllig widerſpricht. Die Maigeſetze werden gegen uns mit einer 
Strenge und Rückſichtsloſigkeit ohne Gleichen ausgeführt. (Bravo! links.) 
Nun, meine Herren, die Sie Bravo! rufen; ich bin freilich fon alt, aber 
ich hoffe es doch noch zu erleben, daß auch Sie mal in denſFall kommen, es 
ſich zu überlegen, ob die Geſetze gegen Sie ſelbſt in der richtigen Weiſe aus⸗ 
gelegt und angewendet werden. Ich werde Sie dann vertreten auf Leben 
und Tod. Aber wenn die Miniſter ſich dann gegen Sie ähnlich äußern 
werden, wie heute der Cultusminiſter, daun will ich ſehen, ob Sie auch 
Bravo! rufen werden. Meine Herren, vergeſſen Sie doch die Conflictsperiode 
nicht, und denken Sie doch, wie nahe Sie dem Conflicte ſind. ie Vor⸗ 
bringung ſolcher Falle hier im Hauſe wird ihre Wirkung im Lande nicht 
verfehlen. Jedenfalls iſt es bochwichtig, daß man nach außen ficher weiß, 
wie es im Lande Preußen eigentlich ausſieht. (Beifall im Centrum.) 

Die betreffende Poſition wird bewilligt. 


Zu Cap. 120 (Katholiſche Geiſtliche und Kirchen) führt Abgeordneter 
Bieſenbach Beſchwerde über die rege des Geſetzes über die Vers 
waltung des katholiſchen Kirchenvermögens. rotz der vielen Ungerechtig⸗ 
keiten des Geſetzes hat ſich das katholiſche Volk demſelben unterworfen in 
der Annahme, daß dieſes ſogenaunte Friedensgeſetz in einer friepfertigen 
Weiſe zur Ausführung kommen werde. Dieſe Erwartung ift getauſcht wor⸗ 
den; denn Seitens vieler Regierungen, beſonders in der Diöceſe Paderborn, 
wird ſofort im Falle der Vacanz einer Pfarrei deren Vermögen mit Beſchlag 
belegt und in flaatlihe Verwaltung genommen. Dies iſt z. B. in Meſchede 
geſcheben. Zwar bat bei Erledigung eines Pfarramts der Oberpräſident das 
Recht der Beſchlagnahme; dieſe ſoll aber kein Compelle zur Wiederbeſetzung 
des Amtes, ſondern eine Sicherung des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes ſein. Nie⸗ 
mand habe auch nur im Entfernteſten bei Berathung des Geſetzes über die 
Verwaltung des Kirchenvermögens an eine ſolche Praxis der Regierung ge⸗ 
dacht. Durch dieſe Beſchlagnahmen werden die eben vom Staate geſchaffenen 
Verwaltungsorgane lahm gelegt. (Zuſtimmung im Centrum.) Ein ſolches 
Verfahren kann dem Staate keinen Nutzen bringen; wohl aber werden die 
Gemeinden in die 9 gegen die Regierung gedrangt, die Kirchen⸗ 
borftände freilich verwalten das Vermögen gratis, vie Staalscommiſſarien 
aber beziehen 10 Procent der Einkünfte für ihre Mübewaltung. (Hört! im 
Centrum.) Die Regierungen zu Aachen und Trier machen ferner den Ver⸗ 
ſuch, das Brodkorbgeſetz auf bureaukratiſchem Wege noch etwas weiter zu 
berihärfen, indem fie die Genehmigung der Etats verweigern, welche Re⸗ 
munerationen enthalten, die die Gemeinden den geſperrten Geiſtlichen zu⸗ 
kommen laſſen. Niemand kann aber eine ſolche Selbſtbeſteuerung den Ge⸗ 
meinden verwehren, ſo lange ſie im Rahmen des Geſetzes erfolgt und aus 
der Perſon des Verpflichteten ſich leine Bedenken ergeben. Der Redner er⸗ 
get von dem bekannten Gerechtigkeitsgefühl des Miniſters die nothwendige 

emedur. 

Cultusminiſter Dr. Falk entgegnet, daß die zuletzt beſprochenen Fälle 
noch nicht im Wege der Beſchwerde an ihn gelangt ſeien und erſt einer 
ſolchen zunächſt gewärtigen müſſe. Was die zuerſt genannten Gravamina 
anlangt, ſo ſind ſie Gegenſtand von Petitionen geweſen, welche die Com⸗ 
miſſion des Hauſes als nicht zur Erörterung im Plenum geeignet erklärt 
bat und ſei zunächſt abzuwarten, ob das Plenum ſie dennoch zur Verhand⸗ 
lung ziehen werden. Uebrigens ſei vielfach derartige Beſchlagnahmen auf 
ſeine Veranlaſſung wieder aufgehoben worden. 

Abg. Miquel kann an einen ſolchen Beſchluß der Petitions⸗Commiſſion 
ohne Weiteres nicht glauben, eventuell würden ia Abg. Bieſenbach und ſeine 
Freunde Gelegenheit baben, die Sache der Entſcheidung des Plenums zu 
unterbreiten. 

Abg. Windtborſt (Meppen) glaubt an den Erfolg eines Antrages 
nicht, der vom Centrum ausgehen würde. Die Frage, ob nach Einführung 
der Kirchenvorſtande die Beſchlagnahmen des Kirchenvermögens fortdauern 
ſollen, fönne 8 zur Beſprechung der betreffenden Petitionen aus⸗ 
ſcheiden, aber das Verfahren der Regierungen zu Aachen und Trier ſei 
zweifellos ungeſetzlich, weil das Sperrgeſetz es nur auf die Staatsleiſtungen 
abgeſehen habe. Der Redner ſchlägt dem Cultus miniſter als Compromiß 
vor, dieſe Fälle und alle Controverſen, welche die Maigeſetze noch veranlaſſen 
ſollten, dem Abg. Lasker zur Entſcheidung zu unterbreiten und ſich dieſer zu 
unterwerfen. (Große Heiterkeit.) X TIER 

Abg. Dr. Gneiſt conſtatirt, daß die Petitionscommiſſion allerdings eine 
Beſchwerde über die fortdauernde Beſchlagnahme von Pfarreivermögen als 
nicht für die Plenarverhandlung geeignet bezeichnet habe. Inzwiſchen feiern 
zahlreiche andere Petitionen ähnlichen Inhalts eingegangen, über die noch 
dein Beſchluß gefaßt worden 12 Abg. Hüffer beſtatigt dies, während Abg. 
etri, der darüber in der Commiſſion veferirt hat, den Beſchluß derſelben 
aus den thatſächlichen Verhältniſſen des en erläutert. Abg. 
v. Kleinſorgen bemerkt, daß die betreffende ommiffonsnbung ſehr ſchwa 
. geweſen, er ſelbſt z. B. habe die Anzeige von derſelben gar nicht 
erhalten. 

Abg. Cremer will eine Beſchwerde vortragen, die dem Cultus miniſter 
vorgelegen hat und von ihm äurüdgewiejen worden iſt. Der Redner iſt 
Mitglied des Kirchenvorſtandes von St. Hedwig zu Berlin. Die Kirche er⸗ 
bielt bis zum Sperrgeiebe einen Zuſchuß aus Staatsmitteln von 3640 Tha⸗ 
lern, darunter 324 Thaler jährlich als Entſchädigung für eingezogenes 
Kirchengut. Daneben wurde vom Staate ein ſogenannter Muſikfonds von 
ca. 1300 Mark für Unterhaltung einer guten Kirchenmuſik gezahlt. Auch 
dieſer iſt geſperrt und die hieſige katholiſche Kirche entbehrt ſeitdem eines 
würdigen Gottesdienstes, wie man ihn daſelbſt von jeher gewöhnt war. 

Auf die Beſchwerde des Kirchenvorſtandes hat der Cultus miniſter entgeg⸗ 
net, dieſer Fonds müſſe einbehalten bleiben, weil er, obwohl nicht für vie 
Geiſtlichen deſtimmt, doch zu ihrer Unterſtützun dienen könne. Dieſer IM? 
direkte Vorwurf einer Unehrlichkeit habe aufs Ziefite verletzt. Wer mit ſol⸗ 
chen Gründen kämpft, hat überhaupt keine Gründe. Gebeimrath Lucanus 
weiſt nach, daß die Einbehaltung des Fonds durchaus den Vor riften Bin 
Sperrgeſetzes eniſpreche. Abg. Sarrazin replizirt und Abg. Petr! Bo: 
konſtatiren, daß, obwohl das Centrum getrennte Abſtimmung über — ſein 
ſition für alikatholiſchen Cultus verlangt habe, um dagegen zu HMI fe für 
College Windtborſt (Bielefeld) und er doch beſſere Menſchen ll) r 
die Koſten der katboliſchen Bisthümer geſtimmt hätten. (Bei (Meppen) auf 
Nachdem noch die Abgg. Dauzenberg und Winptbor aurüdto au 
die ihres Erachtens ungerechte Ausführung des rene zewieſen 0 mmen, 
De . ihre . Laie bent. zurüda at, wird 
die Debatte geſchloſſen und das Kapitel bewilligt. 

Um 3% Uhr vertagt ſich bierauf das Haus bis Montag 11 Uhr (Fort: 
ſetzung der Berathung des Cultus⸗Etats). 


* 
ich es.] Se. Majeſtät der Kaiſer und König 
Berlin, 10. Mar, [Amtliches] Geh. Legationsrath v. Keudell, 


e 


beiten (88 81—96). 


ernannt. i 
Dem an Conſul Haupt in Rio de Janeiro ift auf Grund des 
Geſetzes vom 4. Mai 1870 für feinen Amtsbezirk die Ermächtigung ertheilt 
worden, bürgerlich giltige Eheſchließungen von Deutſchen Reichsangeboͤrigen 
vorzunehmen und die Geburten, Heiratben und Sterbefälle von Deutschen 
eichsangebörigen zu beurkunden. — Der Viceconful der Republil Ecuador 
. Overlack in Koln ift von der Regierung von Ecuador feines 
oſtens enthoben worden. N 
Se. Rn der König bat en außerordentlichen Ge: 
ſandien und bevollmächtigten Minifter in München, Kammerherrn Freiherrn 
von Werthern, zum Wirklichen Geh. Rath mit dem Prädikat „Excellenz“ 
ernannt. J Ne 
Se. Majeftät der König bat den ſeitherigen Kreis⸗Phyſikus Sanitäts ⸗ 
Rath Dr. Miquel in Niendorf zum Medicinal⸗Referenten, und den Schrift⸗ 
ſteller Theodor . zum erſten ſtändigen Secretär der Königlichen 
Akademie der Künſte zu Berlin ernannt. g 
Der Medicinal Referent Dr. Miquel iſt der Königlichen Landdroſtei zu 
Osnabrück überwieſen worden. N 


Es find verſetzt: der Kreisgerichts⸗Rath Otto in Jauer an das Kreis. ft 


ericht in Militſch, unter We nctionen des Dirigenten bei 
gr Gerichts⸗Deputation iu enten g de e 8 elſchof 
in Bromberg an das Kreisgericht in Minden, und der Kreisrichter Schwarz 
im Memel an das Kreisgericht in Brieg. — Der Gerichts⸗Aſſeſſor Bredereck 
iſt zum Kreisrichter bei dem Kreisgericht in Frankfurt 2. O., mit der Function 
als Gerichts⸗Commiſſar in Fürſtenwalde, ernannt. — Die nachgeſuchte Dienft« 
entlaſſung ift ertheilt: dem Stadtgerichts⸗Ralh Schartmann in Berlin mit 

enſion, und dem Kreisrichter Böle in Broich behufs Uebertritts in den 
Communaldienſt. — Der Gerichts⸗Aſſeſſor Dr. Friedländer iſt zum 
Staatsanwalts ⸗Gebilfen bei der Staalsanwaltſchaft der Kreisgerichte in 

romberg und Inowrazlaw, mit Anweisung ſeines Wohnſitzes in Bromberg 
ernannt, und dem Staatsanwalts⸗Gehilfen Kolbe in Tilſit iſt die nachge⸗ 
ſuchte Dienſtentlaſſung ertheilt. 5 

Berlin, 10. März. [Beide Kaiſerliche Majeftäten] be 
gaben Sich heute Vormittag nach Charlottenburg und wohnten daſelbſt 
der Gedächtnißfeier für die Hochſelige Königin Luiſe im Mauſoleum bei. 

[Ihre Majeftät die Kaiſerin⸗Königin!] empfing den Beſuch 
Ihrer Königlichen Hoheiten des Großherzogs und des Erbgroßherzogs 
von Mecklenburg ⸗Strehlitz, ſowie der Großherzogin⸗Mutter von Meck⸗ 
lenburg⸗Schwerin. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprin] 
nahm geſtern Vormittags die Meldung des General Lleutenants von 
Strubberg, Commandeurs der 19. Divifion, und einiger anderer Offi⸗ 
ziere entgegen und empfing um 2 Uhr Nachmittags den Oberſt⸗Käm⸗ 
merer Grafen von Redern. An dem Diner um 5 Uhr nahmen Ihre 
Majeſtäten Theil. Abends gegen 9 Uhr gaben Ihre Kalſerlichen und 
Königlichen Hoheiten Ihren Hoͤchſten Gäften, Sr. Königlichen Hoheit 
dem Herzog und Ihrer Kaiſerlichen Hoheit der Herzogin von Edin⸗ 
burgh das Abſchiedsgeleit zum Oſtbahnhofe; gegen 10 Uhr erſchien Se. 
Kaiferlihe Hoheit der Kronprinz in der Soirée im Kaiſerlichen Palais. 

(Reichsanz. | 
O Berlin, 10. März. [Die Eiſenbahnfrage. — Die 
Ueberſchwemmungen. — Verhaftung von Eiſenbahn⸗Be⸗ 
amten.] Ote Mittheilung, daß der Entwurf des Geſetzes in Betreff 
der Eiſenbahnfrage einigen Abgeordneten bereits vertraulich mitgethellt 
worden ſei, darf wohl als irrihümlich bezeichnet werden. Die Vor⸗ 
arbeiten für den Entwurf, welche im Handels miniſterium betrieben 
werden, ſind noch nicht beendet, und daher liegt auch der Entwurf 
felber dem Staatsminiſterium noch nicht vor. Dagegen iſt allerdings 
wohl anzunehmen, daß über die Abſichten des Staatsminiſteriums im 
Allgemeinen mehrfach vertrauliche Erörterungen mit verſchiedenen 
durch beſendere Sachkenntniß hervorragenden Mitgliedern des Abge⸗ 
ordnetenhauſes ſtattgefunden haben. — Die Summe von 20,000 M., 
welche der Kaiſer aus ſeiner Privatſchatulle zur Beſeitigung der durch 
die Ueberſchwemmung hervorgerufenen Nothſtände beigeſteuert hat, 
iſt dem Miniſter des Innern zur Vertheilung überwieſen und zwar 
mit der Maßgabe, daß dieſelbe für die Nothleidenden in den Ge⸗ 
bieten der Weichſel, der Oder, der Elbe und des Rheins be⸗ 
ſtimmt ſei. Unter den reichen Gaben, welche anderweitig für die 
gleichen Zwecke eingegangen ſind, iſt beſonders ein Beitrag der 
Aachen⸗ Münchener Feuer Verſicherungs⸗Geſellſchaft hervorzuheben, 
welche bekanntlich aus ihren reichen Erträgen regelmäßig erhebliche 
Summen für gemeinnützige Zwecke anzuweiſen pflegt. Es iſt von 
dieſer Geſellſchaft die Summe von 30,000 Mark der Regierung zur 
Verfügung geſtellt worden. — Es hat ſich als nöthig erwieſen, darauf 
Bedacht zu nehmen, daß nicht durch ploͤtzliche Verhaftung von Eiſen⸗ 
bahn⸗Polizei⸗ und Betriebsbeamten eine Beeinträchtigung des Eiſen⸗ 
bahndienſtes und dadurch eine Gefährdung der Sicherheit des Betriebes 
herbeigeführt werde. Daher hat der Miniſter des Innern auf An⸗ 
regung des Handelsminiſters den königlichen Regierungen und Land⸗ 
drofteien aufgegeben, die Driöpolizeibehörden dahin anzuweiſen, daß 
in Strafſachen, wo eine vorläufige Feſtnahme, zwangsweiſe Vorführung 
oder Verhaftung von Eiſenbahnpolizel⸗ oder Betriebsbeamten erforder: 
lich wird, vor der Vollziehung der demſelben unmittelbar vorgeſetzten 
Dienftbeyörde Mittheilung zu machen, inſofern nicht der Zweck einer 
im Strafverfahren noͤthigen ſofortigen Haftnahme durch ſolche vor⸗ 
gängige Communication gefährdet erſcheint. 

— Berlin, 10. März. [Die Städteordnung.] Der dem 
Abgeordnetenhaus zugegangene Entwurf einer Städteordnung für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen 
umfaßt 149 Paragraphen, welche in 12 Titel zerfallen. Der Entwurf 
handelt nach der Eingangsbeſtimmung: Titel I. Von den Stadtgemein⸗ 
den und den Stadtbezirken (58 2—10). Titel II. Von den Gemeinde⸗ 
Angehörigen und dem Bürgerrechte (58 11—20). Titel III. Von der 

uſammenſetzung und der Wahl der Stadtverordneten Verſammlung 
— Bu 4 2. Titel IV. Von der Zuſammenſetzung und der Wahl 
11 orſtandes der Stadtgemeinde, a. in Markgemeinden mit collegla⸗ 

ſchem Vorſtand (Magistrat — 58 43 — 54) und b. in Stadtgemein⸗ 
den Sit nicht collegialifcpem Vorſſand (89 55—60). Titel V. Von 
den Sitzungen und den Geſchäften der Stadtverordneten ⸗Verſammlung, 
E en Sitzungen der Stadtverordnetenverſammlung ($$ 61—72), 

> a Geſchäften der Stadtverordnetenverſammlung (88 73 bis 
80). er VI. Von den Geſchäften des Vorſtandes der Stadtge⸗ 
meinde und von der Nene der ſtädtiſchen „ , 

itel VII. Von dem Gemeindehaus halte 
(88 97106). Titel VIII. Von den Rechten und Pflichten der 
Behörden der Stadtgemeinde in Beziehung auf die Verwaltung der 
ortlichen Polizel und der allgemeinen Landes⸗Angelegenheiten (88 107 
bis 115). Titel IX. Von der Auſſicht des Staates über die Ver⸗ 


waltung der ſtädtiſchen Gemeinde⸗Angelegenheilen und der örtlichen 


Polizei (85 116—125). Titel X. Von dem Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren in ſtädtiſchen Gemeinde = Angelegenheiten (88 1255 
Titel XI. Beſondere Beſtimmungen für die Stadtkreiſe (88 135 bis 
139). Titel XII. Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmungen (8$ 140 
bis 149). — Die Vorlage, welche von ſehr eingehenden Motiven be⸗ 
gleitet iſt, wird bis Sonntag zur Vertheilung kommen und in etwa 

Tagen zur erſten Leſung geſtellt werden. 

Sternberg, 10. März. [Der ſchwerinſche Landtags: 
Abſchied!] giebt der beſonderen Befriedigung des Landesherrn über 
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Paderborn, 9. März. 


RP 
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der Hilfe Gottes und dem Beiſtande der beiden Kammern 


[Der Ex⸗Biſchof Dr. Conrad ſſtets nur gemäß den Geſetzen, zur Ehre und zum Wohle unſeres großen 
Martin,] der noch immer auf Schloß Neubourg (in Holland) ver: und geliebten Landes auszuüben.“ 


Endlich ließ der 83jährige Gaul⸗ 


weilt, hat, laut dem „Weſif. Volksblatt“, vorläufig die Reife zur thier de Rumilly, vom Senat, welchem der um ein Jahr jüngere 


ewigen Stadt aufgegeben. In den nächſten Tagen wird derſelbe die 
Exercitien bei den Paderborner Franciskaner⸗Patres in Putz (Holland) 


machen. 

Leipzig, 9. März. [Disputation.] Heute wird es in Leipzig 
(ſeit Luther und Eck der berufenen Stadt der Wortgefechte) in einer 
Volksverſammlung zu einer Disputation zwiſchen dem ſocialdemokra⸗ 
tiſchen Reichstagsabgeordneten Bebel und einem der Führer der ſäch⸗ 
ſiſchen Nationalliberalen, Herrn Sparig, kommen. Jede der beiden 
Parteien darf 1600 Karten ausgeben, die Socialdemokraten rothe, die 
Nationalliberalen blaue. Das Präfidium iſt fo getheilt, daß bei einem 
ſocialdemokratiſchen Redner ein Nationalliberaler, Herr Peucker, bei 
0 Redner ein Socialdemokrat, Herr Motteler, den Vor⸗ 
8 * 

Aus Heſſen⸗Darmſtadt, 9. März. [Bei der Berathung 
über den Ankauf der oberheſſiſchen Eiſenbahnen! hat der 
Finanzausſchuß der zweiten Kammer eine Anfrage an die Regie⸗ 
rung über ihre Stellung zu dem Reichseiſenbahnproject ge⸗ 
richtet, und von ihr folgende ſehr reſervirte Antwort erhalten: 

„Der großh. Regierung ſind bis jetzt keinerlei officielle Mittheilungen 
bezüglich eines Projectes zur Erwerbung der deutſchen Eiſenbahnen durch 
das Reich geworden. Auch iſt nicht bekannt geworden, ob bereits ein Project 
wegen der Modalitäten einer ſolchen Erwerbung unterworfen worden iſt. 
Die großh. Stagats⸗Regierung erachtet es nicht für opportun, den definitiven 
Abſchluß des Vertrags wegen Ankaufs der oberheſſiſchen Eiſenbahnen durch 
den Staat in Hinſicht auf die berührten Fragen zu verzögern.“ 

Etwas Weiteres über die Haltung unſerer Regierung in dieſer 
vitalen Frage iſt bis jetzt nicht in die Oeffentlichkeit gedrungen, einem 
ernſtlichen Hinderniß dürſte indeß der fragliche Plan in unſeren Regie⸗ 
rungskreiſen kaum begegnen, da Heſſen dermalen blos ein Stück der 
Main⸗Neckarbahn in ſtaatlicher Verwaltung bat. 

Darmſtadt, 10. März. [Die zweite Kammer] hat wiederum 
den Obergerichtsrath Goerz (Mainz) zum erſten und den Advocaten 
Weber (Offenbach) zum zweiten Präſidenten gewählt. 

Mainz, 9. März. [Interpellation.] Der „N. Mainz. Anz.“ 
ſchreibt: „Sicherem Vernehmen nach wird einer der in Mainz wohn⸗ 
haften Landtags⸗Abgeordneten in der nächſten Freitag ſtattfindenden 7. 
Sitzung der zweiten Kammer der Stände den Herrn Miniſter⸗Prä ſi⸗ 
denten Hofmann über einige Stellen ſeiner bekannten Reichstags Rede 
interpelliren.“ 

Regensburg, 9. März. [Die Klage der Vormundſchaft 
des Fürften v. Thurn und Taxis] gegen den Grafen Döring, 
früheren Chefs der Taxis ſchen Geſammt⸗Verwaltung, wegen Rück⸗ 
erſtattung von 770,000 Gulden, iſt vom hieſigen Bezirksgericht heute 
abgewieſen worden. a 

Oeſterre ich. 

A Iunsbrud, 9. März. [Der Skandal im Landtage. 
Eine fo ſumultuariſche Scene, wie die heutige Sitzung, hat der Inns⸗ 
brucker Landtagsſaal wohl noch nicht geſehen. Vor Eintritt in die 
harmloſe Tagesordnung erbittet ſich Graf Brandis das Wort und 
verlieſt eine Erklärung, in welcher er mit den beliebten Redensarten 
gegen das Schulgeſez und die Errichtung proteſtantiſcher Gemeinden 
proteſtirt, und erklärt, daß er und ſeine Geſinnungsgenoſſen — d. h. 
die Majorität — den Saal verlaſſen. Die nachfolgende Scene läßt 
ſich nicht wiedergeben, Alles ſchreit und lärmt durcheinander, die Ma⸗ 
jorität verläßt den Saal, man ſieht den Statthalter Graf Taaffe in 
hoͤchſter Exregung ſprechen, ohne auf der Gallerie verſtehen zu können, 
was er ſagt, Proteſtrufe der Liberalen tönen durch den Tumult und 
der diesjährige Landtag für Tirol und Vorarlberg — iſt geweſen. 
Nach dem Protokoll ſtellt ſich der Vorgang ſo da: nach Graf Bran⸗ 
dis (ultramontan) verlangt der liberale Profeſſor Wildauer das 
Wort, während dem bringt der ultramontane Baron Dipauli ein 
Hoch auf den Kaiſer aus und die Ultramontanen verlaſſen den Saal. 
Graf Taaffe weiſt den Proteſt als grundlos und geſetzwidrig zurück 
und erklärt: „In Folge der Beſchlußunfähigkeit bin ich genöthigt, in 
meinen weiteren Erklärungen inne zu halten.“ Prof. Wildauer 
verlangt abermals das Wort und erklärt auch die Bemerkung des 
Landeshauptmanns Baron Rapp, daß der Landtag nicht mehr be⸗ 
ſchlußfähig ſei, er wolle für die liberale Partei Proteſt einlegen gegen 
den willkürlichen Gewaltact jener Partei, welche die Geſetze mit Füßen 
tritt. Der Landeshauptmann erklärt nochmals die Beſchlußunfähigkeit 
und verläßt unterm größten Lärm den Saal! 

rankre ich. 

O Paris, 9. März. [Die Eröffnung der neuen Seſſion] 
iſt bei aller Einfachheit mit Würde und großer Feierlichkeit vor ſich ge⸗ 
gangen. Die alten Herren hatten das Wort, und wie es ihren weißen 
Haaren anſtand, haben fie zu Eintracht, Frieden und Verſoͤhnung er⸗ 
mahnt. Die Uebertragung der geſetzgebenden Gewalt an die neuen 
Kammern war die Hauptceremonie des Tages. Sie fand, wie ge: 
meldet, im Herkulesſaale ſtatt. Dort verſammelte ſich die Permanenz. 
Commiſſion der National verſammlung von 1871 unter dem Vorſitz 
d'Audiffret⸗Pasquier's. Der Präfident des Gnaden⸗Ausſchuſſes, Martel, 
gab noch einen ſummariſchen Bericht über die Leiſtungen dieſes Aus⸗ 
ſchuſſes, der mit der alten Kammer ſich auföfl. Er erklärte, daß im 
Laufe dieſer 5 Jahre die Acten von 8179 Verurtheilten geprüft wor⸗ 
den und daß 3141 Straf⸗Erlaſſe oder ⸗Milderungen verfügt worden 
find. Sodann gab der Duc d' Audiffret⸗Pasquier den Befehl, die pro: 
viſoriſchen Vorſtände des Senats und der Deputirtenfammer einzu⸗ 
führen. Zugleich fanden die Journaliſten Einlaß. Der Vorſtand des 
Senats nahm zur Rechten, derjenige der Kammer zur Linken 
der Permanenz⸗Commiſſion Platz, das Miniſterium gegenüber, und 
d'Audiffret⸗Pasquler hielt folgende Anrede, die von haͤuſigem Beifall 
unterbrochen wurde. „Meine Herren Senatoren, meine Herren De⸗ 
putirten, Sie Alle, welche hier die neuen Gewalten des Landes vertreten, 
feien Sie willkommen. Frankreich hat, frei zu Rathe gezogen, den Be⸗ 
ſchlüſſen der Nationalverſammlung eine glänzende Beſtätigung gegeben. 
Mit dieſer doppelten Autorität fordern dieſe Beſchlüſſe heute den Gehorſam 
und die Achtung eines Jeden. Die Verfaſſung v. 25. Febr. ift, wie Sie willen, 
ein Werk der Verſöhnung und Beſchwichtigung; Ihnen geziemt es, das⸗ 
ſelbe fortzuſetzen und zu vertheidigen. Um den Marſchall Mac Mahon 
geſchaart, werden Sie unſerem Lande eine Regierung der Ordnung 
und des Friedens zu geben wiſſen. Sie werden ihm die Ruhe ſichern, 
wonach es verlangt und deren es bedarf, um vollends ſein Unglück 
wieder gut zu machen und die Laſten zu tragen, welche die Folge die⸗ 
ſes Unglücks ſind. Wie wir, ſo werden Sie Ihren Nachfolgern das 
Land beſchwichtigt, gedeihend und frei überliefern wollen. Ich über: 
trage Ihnen alſo mit Zutrauen im Namen der Nationalverſammlung 
die ſouveräne Gewalt, welche das Land ihr verliehen hatte.“ Hierauf 
ſprach Dufaure im Namen der Miniſter: „Wir find von dem Herrn 
Präſidenten der Republik beauftragt worden, aus Ihren Händen die 
ausübende Gewalt mit ihren Pflichten und Rechten, ſowie ſie von der 
republikaniſchen Verfaſſung des 25. Februar zuerkannt wird, zu 


Raſpuail überließ, im Namen beider Kammern zu reden, ſich wie 
folgt vernehmen: „Herr Präſident der Nationalverſammlung! Als 
Alteröpräfident des Senats bin ich glücklich, auf Ihre patriotiſchen 
Wünſche und Ihre herzliche Begrüßung zu antworten. Der Senat, ein 
treuer Wächter der republikaniſchen Verfaſſung, welche von der Verſammlung 
votirt und von Frankreich in freier Abſtimmung beſtätigt worden iſt, 
will gleich Ihnen Achtung und Gehorſam den Verfaſſungsgeſetzen 
ſichern, welche eine Aera des Friedens, der Sicherheit für alle In⸗ 
tereſſen und des dauerhaften öffentlichen Wohlſtandes eröffnen ſollen. 
Die Regierung des Marſchalls de Mac Mahon, des verfaſſungsmäßigen 
Präſidenten der geſetzlich organiſirten Republik, beruht auf der feſteſten 
Grundlage, auf der Billigung des Landes, welches die Ordnung, die 
Freiheit und den Frieden will, und in dieſer wohlthätigen Unterſtützung, 
in dieſer innigen Verbindung der öffentlichen Gewalten des Senats, 
der Nationalverſammlung und der Regierung des Marſchalls de Mac 
Mahon wird Frankreich im Innern und nach Außen des Friedens 
genießen und ſeinen rechtmäßigen Rang wieder einnehmen.“ Damit 
war die Verhandlung geſchloſſen, und die Senatoren und Deputitten 
begaben ſich in ihre Verſammlungen. Im Senat hielt Gaulthier de 
Rumilly eine ähnliche Anſprache wie die eben angeführte und wurde darauf 
in feiner Eigenſchaft als Präſident bis zur Wahl eines definitiven Prä⸗ 
ſidenten beſtätigt. In der Deputirtenkammer war ſchon der erwähnten 
Ceremonie im Herkulesſaal eine kurze Sitzung vorausgegangen und 
Raſpail nahm von dem Präſidentenſtuhl mit folgenden Worten Beſitz: 
„M. H., Dank meinen 82 Jahren für die Ehre, die mir zu Theil 
wird, einen Augenblick den Vorſitz in dieſer großen Verſammlung der 
franzöſiſchen Republik zu führen. Eine neue Aera beginnt heute für 
Frankreich, begrüßt von der ungeheuren Mehrheit des allge⸗ 
meinen Stimmrechts. Vor dieſer mächtigen Stimme des Vater⸗ 
landes müſſen alle Parteien zurücktreten und ſchweigen; wir er⸗ 
warten von ihnen dieſen Beweis von Patriotismus. Vergeſſen wir 
unſere innere Zwietracht, tilgen wir die letzte Spur davon aus. Das 
iſt unſer Aller Pflicht, das iſt meine Hoffnung, das Vaterland beſiehlt 
uns dies. Schließen wir uns aneinander an, anſtatt uns aufs Neue 
zu iheilen; verbeſſern wir unſere Fehler, anſtatt deren Zahl zu ver⸗ 
größern. Um dieſen Preis wird das Vertrauen wieder aufleben, um 
die Wiſſenſchaft, die Künſte, die Induſtrie, die Sittlichkeit und die 
Freiheit, dieſe großen Kräfte der Republik zu befruchten. Raſpail 
ſprach ſehr leiſe, aber die Kammer hörte andächtig zu und man war 
ein wenig erſtaunt, den Patriarchen der franzöfiihen Demokraten fo 
ſanft auftreten zu ſehen. Später wählte die Deputirtenkammer den 
Präſidenten, welcher bis zur Conſtituirung der Verſammlung den 
Vorſitz zu führen hat. Es wurden 430 Stimmen abgegeben; 
414 davon fielen auf Gréoy, den einſtigen Präſidenten der 
Natlonal⸗Verſammlung. Zum Vice⸗Präſidenten wurde Rameau, 
der von de Broglie abgeſetzte Bürgermeiſter- von Verſailles, 
gewählt. Dieſe Wahlen ſind ſchon bezeichnend. Die Stimmung unter 
den Deputirten war eine ſehr gehobene. In allen Gruppen ſchien 
man an eine baldige und befriedigende Loͤſung der Cabinetskriſe zu 
glauben, und es hieß, das Miniſterium werde wahrſcheinlich heute zu 
Stande kommen. Im Palais von Verſailles und an den Bahnhöfen 
herrſchte ein ungewöhnlich buntes Treiben, es hatten ſich zahlreiche 
Neugierige eingefunden und eine gewiſſe Verwirrung entſtand dadurch, 
daß von der Eiſenbahn⸗Direction nicht für eine genügende Anzahl von 
Zügen nach Verſailles geſorgt worden war. 


Propinzial-Zeitung. 


Breslau, 11. März. [Der vom Verein „Breslauer Preſſe“ 
veranſtaltete Cyelus von Sonntagsvorträgen] wird morgen 
Nachmittags 5 Uhr im Muſiſaale der Univerſität mit dem Vortrage des 
königl. Bezirksphyſikus Herrn Dr. Hirt eröffnet werden, welcher die Eonns 
tagstuhe vom hygieniſchen Standpunkt aus beleuchten wird. Dr. Rudolf 
Löwenſtein in Berlin, welcher den erſten Vortrag zu halten bereit war, iſt 
von einem heftigen Bronchialkatarrh befallen worden, der ihn hindert, die 
Reife hierher in dieſen Tagen zu unternehmen. 
wird nach ſeiner hoffentlich recht baldigen Wiederherſtellung an einem der 
nächſten Sonntage ſein Wort einlöſen. 


Breslau, 11. März. [Verkehrs ⸗ Erleichterung.) Der um 
8 Uhr 4 Min. früh von Altwaſſer abgehende Schnellzug der Gebirgsbahn, 
welcher nur die erſten drei Wagenklaſſen führte, befördert vom 1. d. M. ab nach 
den Stationen Waldenburg, Dittersbach, Gottesberg, Landeshut, Liebau, 
Rubbank, Märzdorf, Jannowitz, Schildau, Hirſchberg auch Paſſagiere 
IV. Wagenklaſſe. 

Angekommen: Se. Durchlaucht Alexander Fürſt von Ourrouſſow, 
Kaiſ. ruſſiſcher Geſandtſchafts⸗Alteche a. Brüſſel. Ihre Durchlaucht Frau 
Fürſtin von Ourrouſſow mit Dienerſch. dgl. g 

l Depeſchen auf Eiſenbahn⸗Telegraphen⸗Stationen.] Der 
Herr Handelsminiſter hat mittelſt Verfügung vom 26. Februar d. J. anges 
ordnet, daß vom 15. d. M. ab an den Orten, an welchen ſich Staats» 
Telegraphen⸗Stationen befinden, Depeſchen don den Eiſenbahn⸗Telegraphen⸗ 
Stationen nur dann angenommen werden dürfen, wenn dieſelben don an⸗ 
kommenden, ab- oder durchreiſenden Paſſagieren aufgegeben werden. 

lEinbruch.] Wie uns mitgetbeilt wurde, verübten Diebe in der 
Nacht vom 9. zum 10. d. Mis. in dem Bahnbofs⸗Gebäude zu Jacobsdorf 
bei Schweidnitz einen Einbruch und raubten den Kaſten, in welchem fi 


fämmtlihe Eiſenbahn⸗Fahrbillets und die Kaſſe befanden. Die Diebe dürften 


ſich in ihren Hoffnungen auf er Gewinn ſehr getäuſcht finden; denn die 
Billets ſind ohne Stempel vollſtändig werthlos und der Kaſſenbeſtand kann 


nur einige Thaler betragen haben, da genannte Station nur nach den näher 


gelegenen Stationen Billets verausgabt und der Erlös dafür gering iſt. 


Berun, 9. März. [Gewitter. — Telegraph] Am geſtrigen 
Tage in der Aten Stunde Nachmittags entlud ſich in unſerer Nähe ein ziem⸗ 
lich ſchweres Gewitter; wie wir bören, hat der Blitz in dem uns benach⸗ 
barten Oswiencim eine Telegraphenſtange zerſchmettert. — Unſerem ſeit 
yabeen gehegten Wunſche, Telegraphen⸗Verbindung mit Tichau und Neu⸗ 
Berun zu bekommen, ſoll, wie wir erfahren, nun entſprochen werden; es iſt 
dies ein Bedürfniß, welches nicht allein von den Bewohnern unferer Stadt, 
ſondern auch von der ziemlich ſtark bevölkerten Umgegend empfunden wird. 
Wir wollen hoffen, daß es uns mit der Anlage eines Telegraphen nicht ſo 
ergeht, wie mit dem Bau einer Bahn von Tichau über Altberun nach 
Oswiencim, welche vor 2 Jahren abgeſteckt wurde und ſeitdem nichts dafür 
weiter gethan worden iſt. Es iſt ein eigener Unſtern, der auf kleinen 
Städten laſtet. 


Berlin, 10. März. Immer mebr nimmt die Thätigkeit in denjenigen 
Werthen, die wir vor wenigen Tagen noch belebt ſaben und deren Feſtigkeit 
und Regſamkeit lediglich der Zunahme einer geſunden und in ſich berech⸗ 


tigten Speculation entſprang, ab; in demſelben Verhältniß gewinnen nun 


aber wieder die auswärtigen Nachrichten auf die Tendenz Einfluß. Leider 

ſind dieſe letzteren wenig animitend. 5 N 

Falte def iener Depeſchen einen recht ungünſtigen Eindruck und nahm in 
0 


ge deſſen der Verkehr eine matte Färbung an. Zunachſt bemängelte man 


an der Bilanz der Anglobank, daß der Reſervefonds in fo ſtarklem Maße 


zur Dividende pro 1875 herangezogen ſei, dann aber verſehlte auch der Um⸗ 
ſtand, daß in Wien der Cours für Napoleonsd'or eine ſtetige und keines⸗ 
wegs unbedeutende Steigerung erfährt, nicht, eine Depreſſion auf das hiefige 
Geſchaſt auszuüben. Natürlicherweiſe find hierbei nur die intermationlen 
Speculationspapiere in directer und erſter Linie getroffen, bei dem Mangel an 
Anregungspunkten, die den internen Verkehr beleben könnten, muß indeß 


Der hochgeſchätzte Dichter 


Auf die dr Börſe machten vor⸗ 
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jefeftigung nicht für die Dauer zu behaupten. Namentlich ſchließen ei 
eſterreichiſche Creditactien mit einer ziemlich erheblichen Courzrednction. 

anzoſen und Lombarden bewegten ſich in beſſerer Tendenz. Oeſterreichiſche 
ebenbahnen blieben ſtill. Ebenſo ging in lokalen Speculationspapieren 


Berliner Börse vom 10. März 18766. 


wenig um. Disconto⸗Commandit 127,75, ult. 1274 ½ Dortmunder Wechsel-Gourse. f f tm nach leidlich regem Umſatz feſt. 
Union 11, Laurabülte 59, ult. 59 594 —59. Auslanciide a imsterdaml00FL.. $ T 8 |169,45 ba e n Wegen 55 17 554% pro 1000 Kilogr, nach Qualitat gefordert 
waren in Folge der weichenden Silberpreiſe ſtark angeboten und noliren r ee A 1 Aschen: Mastr icht.“ 1 | — |4 | 24.75 b pr. April⸗Mai 195 ½ 196 195½ M. bez., pr. Mai⸗Juni 19944 — 200 bit 
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